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Antisemitismus. Noch fühlen sich Juden 
in der Schweiz weitgehend sicher. Doch der 
antisemitische Ton im Internet verschärft sich. 
Eine Auslegeordnung über die Lage der 
Schweizer Juden.� Seite 6

Es herrscht wieder Ausnahmezustand. Nicht alle, 
aber doch sehr viele Menschen fiebern während der 
Fussballweltmeisterschaft für ihre Nationalmann-
schaft. Die Emotionen gehen dabei sehr hoch, denn 
jede Nation möchte Weltmeister werden. Es ist eine 
Zeit, in der Flagge gezeigt wird, starke Wir-Gefüh-
le und, ja, sogar Nationalstolz aufkommen. Wie 
rasch diese Emotionen ins Politische kippen kön-
nen, zeigte sich während des Spiels Schweiz-Ser-

bien, als Xherdan Shaqiri und Granit Xhaka mit der Doppeladler-Ges-
te symbolisch ihre Zugehörigkeit zu Albanien demonstrierten. Dies, 
nachdem sie vom serbischen Publikum bis zum Äussersten provoziert 
worden waren. Diese Geste löste hitzige Diskussionen aus und zeigt, wie 
leicht sportlicher Eifer in Nationalismus kippen kann. Fremdenfeind-
lichkeit, Ausgrenzung und Xenophobie sind leider heute traurige Reali-
tät. Ein Volk, das seit Jahrtausenden dem Fremdenhass ausgesetzt ist, 
sind die Juden. Französische Juden wandern zuhauf nach Israel aus, weil 
sie sich in Frankreich nicht mehr sicher fühlen. Nicht anders geht es den 
deutschen Juden. Antisemitismus ist wieder gesellschaftsfähig geworden. 
Wie aber geht es den Juden in der Schweiz? Erfahren Sie mehr dazu ab 
Seite 6. 

In Israel leben viele ausgewanderte Schweizer. Die Gründe, dem Hei-
matland den Rücken zuzukehren sind sehr vielfältig. Redaktionsteam-
kollege Darius Meier hat sich in Israel umgehört. Seite 10. 

Die Zwitscherbar ermöglicht in Luzern eine Form von niederschwelli-
ger Seelsorge. In lockerer Atmosphäre treffen sich Passanten und Seel-
sorgerinnen und Seelsorger. Judith Albisser hat mit den Verantwortli-
chen gesprochen. Erfahren Sie mehr über die »Spiritualität der 
Kaffeetasse« auf Seite 5. 

Der Papst hat im Juni mit einer Stippvisite die Schweiz beehrt. Wolf 
Südbeck-Baur hat den Weg nach Genf unter die Räder genommen, um 
zu sehen, wie es um die umstrittene Ökumene steht. Ausserdem hat er 
mit Eugen Drewemann über den Papst gesprochen. Der Theologe und 
Psychotherapeut erklärt, weshalb der Pontifex eine Revolution von oben 
nach unten vermeidet – zu Recht, wie Drewemann auf Seite 14 findet. 

Gleichbereichtigung der Geschlechter sollte in aufgeklärten Gesell-
schaften eine Selbstverständlichkeit sein – sollte man meinen. Dass dem 
bei weitem noch nicht so ist, zeigt Jacqueline Straub in ihrem Artikel 
über die Ungleichbehandlung von Frauen in der Kirche auf. Seite 58. 

Übrigens gibt es den aufbruch jetzt als E-Paper. Testen Sie jetzt gratis.

Liebe Leserin,  
lieber Leser,

Stephanie Weiss 
Redaktorin

TITELBILD: CHRISTIAN-DITSCH.DE
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Samstag, 17 Uhr, St. Ursenkathedrale, Solothurn: 
Gedankenverloren steht ein Kind in der Kathedrale.
Schaut durch das Bodengitter in den Raum darunter.

Wie im Zoo.
Es fragt: Ist hier unten Gott?

Zweifelnd, denn Gott ist doch nicht eingesperrt. 
Schaut sich um, wo in der Kirche Gott sonst wohnen könnte.

Es zeigt: da im Bild, beim Gekreuzigten. 
Kurz darauf energisches Kopfschütteln, 

denn Gott kann doch nicht nur hier in der Kirche sein. 
Es meint: Gott wurde zerschnitten und auf alle Kirchen verteilt. 

Ratlos, weil man Gott doch nicht zerschneiden kann. 
Geht weg vom Gitter, Bild und merkt:

Gott ist frei, überall und ganz. 
Wie Luft. 

Und doch viel mehr.
P.S. Der Käfig ist die Heizung. Da bläst warme Luft. Oder der Heilige Geist?

Thala Linder, Pfarrerin

Ist hier unten Gott?



Chanukka-Leuchter (epd-bild/Andrea Enderlein)

In Europa herrscht zunehmend ein antisemitisches Klima. Meldungen über Angriffe  
auf Syngogen, Beschimpfungen von Juden bis hin zu Gewaltverbrechen mehren sich in 
unseren Nachbarländern. Doch wie geht es den Juden in der Schweiz? 

Sind Juden in der
Schweiz sicher?

Antisemitismus6

Von Stephanie Weiss

Fast schon regelmässig erscheinen Medienberichte 
von beängstigenden antisemitischen Vorfällen in 
Frankreich, Deutschland und auch der Schweiz. Im 

März rüttelte ein Fall besonders auf. Die 85-jährige Mi-
reille Knoll fiel in ihrer Wohnung in Paris einem grauen-
haften antisemitisch motivierten Verbrechen zum Opfer. 
Als 10-Jährige war sie nur knapp der Deportation in ein 
Vernichtungslager entgangen. Im April wurden in Berlin 
ein Israeli und seine Begleiter antisemitisch beschimpft 
und mit einem Gürtel verprügelt. Das 21-jährige Opfer 
berichtete kurz darauf in einem Interview mit der Deut-
schen Welle, dass er in einer arabischen Familie aufge-
wachsen und kein Jude sei. Beim Angriff habe er die Kip-
pa getragen, weil er nicht glauben wollte, dass man in 
Deutschland so nicht sicher sei. Das Experiment hatte 
den Gegenbeweis für diese traurige Tatsache geliefert. 
Kurz darauf empfahl der Zentralrat der Juden in Deutsch-
land, in der Öffentlichkeit keine Kippa zu tragen oder sie 
unter einer anderen Kopfbedeckung zu verstecken. Jahre 
zuvor hatte dies die französische Rabbinerkonferenz auf-
grund der gewalttätigen Übergriffe in Paris und Marseil-
le ebenfalls nahegelegt. Man reibt sich die Augen: Dürfen 
sich Juden heute nicht mehr öffentlich zu erkennen ge-
ben? 

Auch in der Schweiz kommt es vor, dass Juden be-
schimpft oder sogar tätlich angegriffen werden. Die an-
tisemitischen Vorfälle werden im regelmässig erschei-
nenden Antisemitismusbericht in einem gemeinsamen 
Projekt des Schweizerischen Israelitischen Gemeinde-
bundes SIG und der Stiftung gegen Rassismus und Anti-
semitismus erfasst. 2017 wurden in der Deutschschweiz 
39 antisemitische Vorfälle registriert. Da es sich dabei 
nur um gemeldete Vorfälle handelt, ist mit einer weit 
höheren Dunkelziffer zu rechnen. Laut einer Studie der 
Agency for Fundamental Rights werden bis zu 70 Prozent 
der antisemitischen Vorfälle nicht gemeldet. Im Inter-
net häufen sich Hass-Einträge gegen Juden. 2017 wur-
den im Antisemitismusbericht fast 90 antisemitische 
Einträge im Internet registriert und analysiert. Gemäss 
einer aktuellen Studie des Bundesamtes für Statistik he-
gen in der Schweiz rund 12 Prozent eine negative Ein-
stellung gegenüber der jüdischen Bevölkerung. Viele  
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den Einheimischen gemischte Gefühle auf. Deshalb 
bieten wir für die Tourismusbranche und die lokale Be-
völkerung Aufklärung an. Zudem besuchen wir Firmen 
und Behörden. Mit diesen Programmen wollen wir 
Nichtjuden das Judentum näherbringen und Vorurteile 
abbauen. Meine Devise lautet Aufklärung, Information 
und Dialog. Das muss man zu den Leuten bringen.« 
Auf die Frage, ob er sich Sorgen um die Zukunft der 
Schweizer Juden mache, antwortet der SIG-Präsident: 
»Ich bin zwar kein Prophet, aber wenn der Ton hier in 
den sozialen Medien oder auf der Strasse noch gehässi-
ger wird, wird es für Juden ungemütlicher werden. Ich 
bin aber ein grundsätzlich optimistisch denkender 
Mensch und überzeugt, dass wir hier weiterhin ein gu-
tes und sicheres Leben führen können.«

»Wir beobachten keine konkrete Gefahr«
Dass die Lage in der Schweiz insgesamt viel besser sei 
als in anderen Teilen Europas, bestätigt auch Rabbiner 
Moshe Baumel. »Ich selber spüre hier keinen Antise-
mitismus und trage meine Kippa immer. Wenn ich 
zum Beispiel in Berlin an touristenreichen Orten bin, 
werde ich angestarrt. Hier sind es die Leute gewohnt.» 
Auch Guy Rueff, Präsident der Israelitischen Gemeinde 
Basel IGB gibt sich positiv: »Ich lebe schon seit über 
60 Jahren in Basel und habe ihn nie wirklich empfun-
den. Natürlich gibt es in der Schweiz antisemitische 
Kreise, aber das ist für uns im täglichen Leben nicht 
sichtbar. Es gibt aber eine unterschwellige Angst, ein 
Misstrauen gegenüber dem Fremden. Das ist wahr-

Guy Rueff, 
Präsident des 
Israelitischen 
Gemeinde Basel, 
im Gespräch mit 
Rabbiner Moshe 
Baumel

Juden oder Jüdinnen wurden schon einmal mit rassen-
feindlichen Äusserungen, Angriffen oder Klischees 
konfrontiert. Antisemitische Übergriffe sind seit über 
2000 Jahren eine traurige Realität, welche die Geschich-
te Europas nachhaltig geprägt hat. 

Im Internet verschärft sich der Ton
Herbert Winter, Präsident des Schweizerischen Israeli-
tischen Gemeindebunds SIG sieht die Lage für Schweizer 
Juden vorsichtig positiv. »In der Schweiz geht es uns 
grundsätzlich gut. Wir sind voll integriert, akzeptiert 
und unsere Stimme wird gehört. Ich persönlich fühle 
mich sicher und vielen anderen geht es auch so.« Wohl 
seien Ängste und Besorgnisse da, aber die Sicherheitsla-
ge sei in der Schweiz sehr viel besser als in Deutschland 
und Frankreich. Deshalb sieht er sich derzeit nicht dazu 
veranlasst, vom Tragen der Kippa abzuraten. Er verste-
he aber Eltern, die ihre Kippa tragenden Kindern zur 
Vorsicht mahnen, ihnen eine Baseballkappe überstülpen 
oder die gar ihre Kinder nur noch ohne Kippa auf die 
Strasse lassen. »Kindern passiert es immer wieder, dass 
andere ihnen die Kippa vom Kopf reissen oder blöde 
Bemerkungen machen. Solche Vorfälle werden uns nur 
noch selten gemeldet, weil es so oft passiert.« Winter 
bedauert es, dass das nicht gemeldet wird. Es sei wich-
tig, Öffentlichkeit und Politik zu zeigen, was alles und in 
welchem Umfang es passiert. Die Beunruhigung ver-
stärkt sich in jüdischen Kreisen, wenn es im Ausland ei-
nen Anschlag auf jüdische Menschen oder Institutionen 
gab. »Da denken sich manche, dass das in der Schweiz 
auch passieren könnte. Nach einem gewissen zeitlichen 
Abstand kehren viele aber zu ihrem Alltag zurück.« 
Physische Übergriffe gebe es in der Schweiz selten. »Vor 
zwei Jahren verübten Neonazis in Zürich einen Über-
griff auf einen orthodoxen Mann. Wer äusserlich an 
Kleidung oder Symbolen als Jude erkennbar ist, befindet 
sich eher in Gefahr. Orthodoxe sind sich verbale Über-
griffe schon fast gewohnt.« Mit Sorge beobachtet Win-
ter auch den sich verschärfenden Ton im Internet. 
»Heute scheint es salonfähig zu sein, auch mit eigener 
Namensnennung antisemitische Beschimpfungen in 
den Social-Media-Kanälen zu posten. Immer, wenn in 
Nahost etwas ist, wird das kommentiert und wir erhal-
ten böse und teils drohende Post. Was uns auffällt, ist, 
dass es in letzter Zeit auffällig oft Muslime sind. Auch 
deshalb ist es wichtig, den jüdisch-muslimischen Dialog 
zu fördern.« Der SIG setzt deshalb auch stark auf die 
Prävention vor allem bei Jugendlichen. So besuchen 
junge Jüdinnen und Juden des SIG-eigenen Likrat-Pro-
jekts regelmässig Schulen und stellen dort ihr Judentum 
vor. »Bei der Prävention sollte man früh ansetzen. Tau-
sende von Schülerinnen und Schülern wurden durch 
unsere Likratinos und Likratinas bereits besucht. Es ist 
uns wichtig, die Vielfalt unserer Gesellschaft aufzuzei-
gen und den Dialog zwischen allen anzustossen. Wir 
bieten das auch für Erwachsene in manchen Tourismus-
gebieten in den Bergen an, wo orthodoxe Juden gerne 
Ferien machen. Diese fallen wegen ihrem Äusserem 
oder ihrer Eigenheiten auf. Da kommen manchmal bei 

» Heute scheint es salonfähig  
zu sein, auch mit eigener  

Namensnennung antisemitische 
Beschimpfungen in den Social 

Media Kanälen zu posten 

Herbert Winter
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Alfred Bodenheimer, Professor für Jüdische Literatur- und Religionsgeschichte an der Universität Basel und Krimiautor,  
über die Sitaution der Juden in der Schweiz

Man traut den Juden nicht wirklich 

aufbruch: Herr Bodenheimer, welche Men-
schen tendieren in der Schweiz zum Antise-
mitismus?
Alfred Bodenheimer: Man irrt sich, wenn 
man Antisemiten an den Rändern der 
Gesellschaft verortet. Ich denke, dass es 
eine Vermischung von älteren und neuen 
Vorurteilen ist, die dazu führt, dass sich 
die Befindlichkeit gegenüber den Juden 
ändert. Einerseits gibt es tief verwurzelte 
Vorurteile, wie etwa, dass alle Juden reich 
seien. Daraus lassen sich einfach Ver-
schwörungstheorien aufbauen. Juden 
wurden auch aufgrund einer christlichen 
Diffamierungsgeschichte immer eher ne-
gativ wahrgenommen. Auf der anderen 

Seite wirkt sich der Konflikt zwischen Pa-
lästina und Israel zusätzlich negativ auf 
das Image aus. Da muss man sich schon 
fragen, weshalb das so ist. Man traut den 
Juden nicht wirklich und wertet die poli-
tischen Geschehnisse sehr schnell negativ, 
ohne sich mit der Situation auseinander-
zusetzen. Es besteht eine Grundbereit-
schaft für dieses negative Bild. Hinzu 
kommt, dass sich die Haltung gegenüber 
Amerika stark verändert hat. Seit die USA 
Jerusalem als Hauptstadt von Israel aner-
kennen, wird hier eine Verbindung herge-
stellt, was zusätzlich zur Last für die Juden 
wird. 

Beobachten Sie diese Haltung bei eher bil-
dungsfernen Menschen?
Ich bin davon abgekommen, dass Akade-
miker oder gebildete Menschen immuner 
sind gegen diese Vorurteile. Das ist ein 
Phänomen, das sich durch alle Bevölke-
rungsschichten zieht. 

Welche Rolle spielt der Holocaust bei der 
Einstellung gegenüber den Juden?
Hier stellt sich die Frage: was löst der Be-
griff aus? Wie geht man damit um? Der 
Holocaust ist je länger desto mehr Objekt 
von Interpretation – das klingt jetzt bru-
tal, ist aber so. Davon zu erfahren war ein 
Schock für jene, die in den 60er Jahren ge-

boren wurden. In ihrer Jugend war das ein 
grosses Thema, das man erst richtig aufzu-
arbeiten begann. Die US-Miniserie »Ho-
locaust« Ende der 70er Jahre war ein Aus-
löser, aber auch Filme wie »Schindlers 
Liste« von 1994 haben tiefe Spuren hin-
terlassen. Generationen, die damals auf-
wuchsen, sind davon geprägt. Bei den 
heutigen Generationen ist das nicht mehr 
so. Der Holocaust ist lange her, und es 
wird viel in Frage gestellt. In der Internet-
kultur kann jeder behaupten, was er will. 
Der Nachhall des Ereignisses bleibt da, 
hat aber keine konstitutive Wirkung für 
Jüngere, und die Überlebenden sterben 
allmählich aus. 

In Deutschland wird oft behauptet, dass der 
Antisemitismus »importiert« sei. Gilt das 
auch für die Schweiz?
Mehrere Studien zeigen, dass die Judenab-
lehnung bei Moslems in Europa höher ist 
als bei anderen Europäern. Das muss man 
als Fakt betrachten. Es ist eine Denkweise, 
die in muslimischen Kreisen häufig vor-
kommt. Durch die Globalisierung verstärkt 
sich diese Tendenz zusätzlich. Doch man 
muss nach Ländern differenzieren. In der 
Schweiz ist sie nicht so stark ausgeprägt. 
Hier leben viele Moslems, die aus dem Bal-
kan stammen und kaum Judenfeindschaft 
kennen – anders als etwa in Frankreich mit 

scheinlich auch der Grund, weshalb wir nicht zu 100 
Prozent integriert sind.« Was hingegen in Basel mehr 
Sorge bereitet, ist die Grenznähe. »Die Sicherheitsfra-
ge ist wegen der Nähe zu Frankreich mit seinen anti-
semitischen Zellen ein Thema«, so Baumel. Um die 
kostspieligen Sicherheitsmassnahmen für den Schutz 
der Synagoge leisten zu können, forderte die IGB 
staatliche Unterstützung. Nachdem die Basler Regie-
rung im letzten Herbst finanzielle Hilfe abgelehnt hat-
te, zeigte sie sich in den weiteren Verhandlungen offen. 
Ein weiterer Unsicherheitsfaktor sehen Basler Juden 
zudem im historischen Kontext. 1897 lud der Gründer 
der Jüdischen Nationalbewegung, Theodor Herzl, zum 
ersten Zionistenkongress nach Basel ein. «Basel ist 
quasi das Zentrum des jüdischen Staates. Wir sind 
aufgrund dieser Symbolik etwas mehr gefährdet. Das 
ist eine Zusatzangst, die man hier hat, die aber subjek-
tiv ist. Wir beobachten keine konkrete Gefahr und 
schränken deshalb weder unsere Aktivitäten ein noch 
schotten wir uns ab.« So komme es auch nicht vor, dass 

Leute aufgrund dieser Angst die Schweiz verliessen. 
»Die meisten, die nach Israel auswandern, tun dies, 
weil es ein attraktives Land ist, man Arbeit findet und 
weil sich dort das Judentum einfacher leben lässt. Vie-
le entscheiden sich auch für diesen Schritt, weil Kin-
der, Freunde oder Verwandte da leben«, fasst Rueff zu-
sammen. »Es sind eigentlich immer positive Gründe. 
Ganz anders ist es in Frankreich, wo das Leben für Ju-
den teilweise sehr unangenehm geworden ist und jüdi-
sche Kinder in der Schule häufig gemobbt werden«, er-
gänzt Baumel. Nach dem Attentat auf einen jüdischen 
Supermarkt in Paris vor drei Jahren wanderten rund 
7900 französische Juden und Jüdinnen nach Israel aus. 
In Deutschland hingegen bleibt die Auswanderungs-
rate nach Israel konstant. »In Deutschland gibt es recht 
starke, selbstbewusste Communitys, die sich sagen: 
Wir sind gekommen, um zu bleiben, und lassen uns 
nicht noch einmal vertreiben. Auch gibt es in Berlin 
mittlerweile grosse israelische Enklaven von Juden, die 
aus Israel zurückgekehrt sind«, erklärt Rueff.
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Zunehmendes Israel Bashing
Der Nahostkonflikt gibt den rassistischen Entgleisun-
gen in Europa weiteren Vorschub. In Berlin waren an ei-
ner Demonstration gegen die Anerkennung Jerusalems 
als israelische Hauptstadt durch die US-Regierung an-
tisemitische Sprechchöre zu hören, Israelflaggen gingen 
in Flammen auf. Solche Hassausbrüche gegen Israel 
mehren sich in Deutschland. »Das geht von gewissen 
Kreisen aus, nicht zuletzt von den Linken. In der 
Schweiz ist das nicht anders. In Basel haben die Linken 
zu 100 Prozent die Unterstützung für die Sicherheit der 
Synagoge abgelehnt. Da frage ich mich, ob diese Hal-
tung auch mit dem Nahostkonflikt zusammenhängt. 
Wenn wir hier dreimal am Tag in der Synagoge beten, 
hat das aber nichts mit Israel zu tun«, wundert sich 
Rueff. »Natürlich sind wir daran interessiert, dass es Is-
rael als unabhängigen Staat gibt. Ich habe aber kein 
Stimmrecht und kann die politische Entwicklung nicht 
mitbestimmen. Möglicherweise hat die Ablehnung 

auch damit zu tun, dass wir Israelitische Gemeinde Basel 
heissen. Da hat man sich auch auf gesamtschweizeri-
scher Ebene gefragt, ob man nicht den Namen ändern 
will, weil er immer wieder zu Konflikten führt.»

Obwohl das Leben in der Schweiz als vergleichswei-
se sicher gilt, schrumpft die Gemeinde in Basel immer 
mehr. Aktuell umfasst sie 950 Mitglieder, in den 60er- 
Jahren waren es noch 2000. Die Grösse der Gemeinde 
sei durch historische Gründe geprägt, erklärt Baumel. 
Zudem gebe es in Basel viele Juden, die aus unterschied-
lichen Gründen nicht Gemeindemitglied seien. »Einige 
sind nur ein paar Jahre hier oder kennen uns nicht. Die-
se versuchen wir mit verschiedenen Programmen zu ge-
winnen. Wir machen mit Werbemassnahmen auf die 
Gemeinde in Basel aufmerksam. Zudem arbeiten wir 
am Schulwesen und versuchen, mit weiteren Massnah-
men, das Leben in der Gemeinde attraktiver zu gestal-
ten.« Bleibt zu hoffen, dass die stabile Lage in der 
Schweiz für die Juden bestehen bleibt, so dass sie die 
kulturelle Vielfalt weiterhin beleben können.� u
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seiner Kolonialgeschichte, welche in kom-
plexer Weise eine judenfeindliche Tendenz 
bei manchen nordafrikanischen Migranten 
dort zur Folge hat. In Deutschland kommen 
viele muslimische Flüchtlinge mit antisemi-
tischen Gefühlen an – aber auch die türki-
sche Community scheint mir dafür anfälli-
ger geworden zu sein. Viele haben Angst 
davor, dies zu benennen. Ein fataler Fehler – 
die Kritik zielt ja nicht auf die Menschen ab, 
sondern auf das Problem.

Färbt diese Haltung unverhohlen antisemi-
tischer Minderheiten auf die Gesamtgesell-
schaft ab?
Die unglaubliche Verkrampfung durch die 
Geschichte in Deutschland ist immer noch 
eine Belastung. Ich habe den Eindruck, 
dass man versucht, eine Linie zu ziehen. 
Während das Beschimpfen von Juden auf 
der Strasse ein Tabu ist, stellen viele Medi-
en und Politiker Israel ununterbrochen an 
den Pranger – und glauben oder behaupten 
zumindest dann treuherzig, das habe mit 
dem Image der hiesigen Juden nichts zu 
tun. 

Wie sieht das in der Schweiz aus?
Hier ist es anders als in Deutschland. Man 
redet unbefangener über Juden, was befrei-
end, aber auch entlarvend sein kann. Das er-
kennt man auch am Verhalten der Politik. 
Als die Juden in Basel Unterstützung für die 
Sicherheitsmassnahmen forderten, war die 
Begründung für die Absage, dass sie genug 
Geld hätten, um das selber zu organisieren. 

Diese skandalöse Aussage wäre in fast je-
dem anderen Land unmöglich. In der 
Schweiz fehlt aufgrund dieser Unbefangen-
heit die Sensibilität. Andererseits scheinen 
mir bezüglich Israel die Schweizer Medien 
differenzierter zu sein.

Geht in der Schweiz eine Gefahr von den 
Rechtsextremen aus?
Ich glaube nicht, dass die politisch rele-
vant werden können. Ausser vielleicht, 
wenn man sie nachts mit einer Kippa auf 
dem Kopf auf der Strasse antrifft. Die 
Schweiz schafft es immer wieder, ihre ex-
tremen Ränder in den Mainstream aufzu-
saugen. Dies ist anders als in den Nach-
barländern, wo sie sich etablieren können. 
Deshalb habe ich keine grosse Angst vor 
solchen Kreisen und hoffe, dass es auch so 
bleibt. Die Schweiz ist klein und über-
sichtlich, da kann man mit Prävention 
und Sensibilisierung mehr erreichen, auch 
ist die soziale Kluft noch verhältnismässig 
kleiner als in den Nachbarländern.

Tragen Sie die Kippa in dem Fall tagsüber 
ohne Angst?
Ich trage sie immer bedenkenlos, obwohl 
ich auch schon beschimpft wurde. Im Aus-
land überlege ich mir das zweimal. Manch-
mal stülpe ich eine Baseballkappe darüber. 
Ich finde die Empfehlung des Zentralrats 
der Juden in Deutschland unsinnig, die 
Kippa nicht zu tragen. Wer eine Kippa 
trägt, weiss ja, wie es ist, und muss das sel-
ber für sich einschätzen können. Es ist be-

denklich genug, dass man sich das überle-
gen muss. 

Trotz der etwas besseren Situation wird etwa 
die jüdische Gemeinde in Basel immer kleiner. 
Warum? 
Im Gegensatz zu Frankreich ist die Abwan-
derung wegen Antisemitismus hier kaum ein 
Thema. Schweizer Juden nehmen die Juden-
feindlichkeit nicht auf einer so dominanten 
Ebene wahr. Vielmehr wechseln einige in 
eine grössere Gemeinde, etwa nach Zürich, 
oder wandern nach Israel aus, weil sie dort 
eher eine Zukunft für das Judentum sehen.

Weshalb steht die jüdische Gemeinde immer 
noch etwas abseits der Gesellschaft?
Auch hier muss man differenzieren. Als In-
dividuum kann heute jeder Jude politisch ak-
tiv sein oder karrieremässig überall hinkom-
men, da steht nichts im Weg. Noch in den 
1960er-Jahren war in Basel bei der Berufung 
eines Professors dessen Judentum ein Thema. 
Das ist heute zum Glück nicht mehr so. 
Gleichzeitig sind die Juden als Gemein-
schaft in der Defensive und werden als fremd 
wahrgenommen. Für viele werden »Juden« 
als Gesamtbegriff mit dem hermetisch abge-
grenzten Bild der streng Orthodoxen identi-
fiziert. Doch auch wer Mitglieder dieser 
ziemlich kleinen Gemeinschaft anspricht, 
wird sehen, dass sie gar nicht unzugänglich 
sind, aber ihre eigene Lebens- und Vorstel-
lungswelt haben. Fremdheit per se, das 
scheint mir die wichtigste Lehre, ist nicht 
negativ.� u
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In Israel leben viele Schweizer, die irgendwann einmal beschlossen haben, ins gelobte  
Land auszuwandern. Die Gründe dafür sind vielfältig. Diese Reportage  

gibt einen Einblick in das israelische Leben von drei ausgewanderten Schweizern

Von Darius N. Meier, Tel Aviv

Die Schweizerische Gemeinde in Is-
rael ist in den letzten Jahren auf 
etwa 18‘000 Mitglieder gewach-

sen. Somit befindet sich eine der grössten 
Auslandschweizer Communities ausser-
halb Europas im Heiligen Land. In Tel 
Aviv treffen sich regelmässig bis zu 40 
Menschen mit Schweizer Hintergrund 
zum Stammtisch, gegenwärtig fiebern sie 
gemeinsam für die Schweizer Nati an der 
Fussball-Weltmeisterschaft. 

Einer der Ausgewanderten ist Philippe 
J. Weil, der bereits seit 22 Jahren in Tel 
Aviv lebt. Ich habe ihn bei meiner letzten 
Israelreise kürzlich getroffen. Der gebürti-
ge Zürcher sitzt in seinem klimatisierten 
Büro im 27. Stock am berühmten Rot-
schild Boulevard in Tel Aviv und geniesst 

eine beeindruckende Sicht auf das Mittel-
meer. Auf der Strasse kann man von wei-
tem die Vorbereitungen für die diesjähri-
ge Gaypride, einem Festival für Homo-, 
Bi- und Transsexuelle, mitverfolgen. Der 
heute 50-Jährige arbeitete bis zu seinem 
29. Lebensjahr an seiner Bankkarriere 
und engagierte sich stark in der jüdischen 
Gemeinde in Zürich. »Mein Vater hat be-
reits eine grosse Karriere in der jüdischen 
Gemeinde vorgelebt, deshalb sah man 
mich auch schon als zukünftigen Vorsit-
zenden«, berichtet Weil mit ruhiger Stim-
me über seine jungen Jahre in der Schweiz. 
Diese Vorhersehbarkeit der beruflichen 
und sozialen Zukunft aber störte ihn, ver-
bunden mit dem von Kontinuität und Ge-
radlinigkeit geprägten Lebensstil in der 

Schweiz, mit der er sich jedoch nie richtig 
anfreunden konnte.

Latente Xenophobie erlebt
Schon lange gärte in ihm das Gefühl, in der 
Schweiz als Jude nicht wirklich zu Hause zu 
sein. Trotz den starken Bemühungen, sich 
zu integrieren und anzupassen, bekam er 
immer wieder zu spüren, dass er trotzdem 
kein richtiger Schweizer sei, zum Beispiel 
bei Vereinsaktivitäten oder auch in der 
Schule. Die starke Abgrenzung durch die 
Schweizer Gesellschaft machte ihm zu 
schaffen. »Obwohl meine Familie bereits 
seit über 400 Jahren in der Schweiz lebt, und 
ich selber astreines Schweizerdeutsch 
sprach, half dies wenig, denn ich war immer 
noch der Jude. Von zu Hause aus wurde ich 
angehalten, noch schweizerischer zu sein als 
die anderen Schweizer, um ja keinen Ver-
dacht oder Unmut zu wecken. Dadurch 
überkam mich mehr und mehr das Gefühl, 
in der Schweiz nur als Gast geduldet zu 
sein«, berichtet Weil in nachdenklichem 
Ton. In eher latenter Weise zeigten sich an-
tisemitische Gesinnungen, vor allem, wenn 
Anonymität gewährleistet war. »Bei einem 
Informationsanlass zum Judentum, bei dem 
die Teilnehmer ohne Angabe ihres Namens 
Fragen stellen konnten, waren Pauschalisie-
rungen sehr verbreitet. So zum Beispiel die 
Frage: Stinken alle Juden nach Knoblauch?«. 
Mit Verdrossenheit in der Stimme berichtet 
er weiter: »In einem Club wurde mir beim 
Aufnahmeverfahren indirekt beschieden, 
dass man jemanden mit so einem Namen 
nicht aufnehmen werde.« Weil erlebte in der 
Schweiz generell zu wenig Offenheit gegen-
über dem Fremden und Neuen. »Verände-
rungen werden in der Schweiz per se als kri-
tisch erachtet.«

Seine grösste Herausforderung in der 
Schweiz und einer der Hauptgründe für die 

Ausgewandert wegen starker Abgrenzung der Schweiz. Familie Weil kommt zum Skifahren aber 
gern in die Schweiz. In Israel schätzt der gebürtige Schweizer Unvorhersehbarkeit und Spontaneität
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Auswanderung war jedoch die Partnersu-
che. »Die jüdische Community ist in der 
Schweiz wie ein Dorf, wo jeder jeden und 
jede kennt, deshalb ist die Suche diesbezüg-
lich sehr eingeschränkt.« Zusammen mit 
seiner zionistischen Überzeugung, dass Is-
rael das richtige Land für das jüdische Le-
ben sei, beschloss er im Alter von 29 Jahren 
die Schweiz zu verlassen und sich in Tel 
Aviv niederzulassen. »Hier fasziniert mich 
die grosse Präsenz junger Menschen und 
eine Dynamik, die derjenigen der Schweiz 
allerdings in nichts nachsteht. Hingegen 
waren die Unvorhersehbarkeit und Sponta-
nität für mich von Anfang an ein erfrischen-
der Kontrast. So kann es durchaus vorkom-
men, dass ich nach einem langen Arbeitstag 
in Erwartung eines ruhigen Abends nach 
Hause komme und da bereits überraschend 
und ungeplant ein grosses Familien- und 
Freundesfest auf mich wartet.« 

Da Juden ein Anrecht auf die israelische 
Staatsbürgerschaft haben, war die Nieder-
lassungsbewilligung kein Problem. Auch 
mit der Partnersuche klappte es. Heute lebt 
er mit seiner aus Jemen stammenden Frau 
und den drei Kindern in Tel Aviv. Die Vor-
teile Israels überwiegen für ihn klar. »Die 
Flexibilität macht einen grossen Teil des 
Reizes aus, der sich auch bei den Einkaufs-
möglichkeiten zeigt. Rund um die Uhr sind 
Lebensmittel erhältlich, wohingegen in der 
Schweiz alles klar im Voraus organisiert 
werden muss und der Spielraum für sponta-
ne Entscheidungen eingeschränkt ist.«

Das Herz schlägt für Israel 
Durch seine Arbeit als selbständiger Ver-
mögensberater bleibt Auswanderer Weil 
jedoch immer noch stark mit der Schweiz 
verbunden. Fast jeden Monat führen ihn 
seine Geschäfte nach Zürich. Er ist aktiv in 
der Handelskammer Schweiz-Liechten-
stein-Israel und der Gesellschaft Isra-
el-Schweiz. Heute sieht er sich jedoch als 
Israeli »Als ich vor einiger Zeit am Spiel 
Israel-Schweiz auf der Ehrentribüne neben 
dem Schweizer Botschafter sass und die 
beiden Nationalhymnen gespielt wurden, 
schlug mein Herz klar höher bei der israe-
lischen.« Weil hat im Heiligen Land eine 
nationale Zugehörigkeit gefunden, welche 
er in der Schweiz vergeblich gesucht hatte. 
So stört es ihn auch nicht, dass seine Kin-
der kein Schweizerdeutsch sprechen. Trotz 
seiner kritischen Haltung der Schweiz ge-
genüber attestiert er der Schweiz ein gutes 
Image und schätzt die Zuverlässigkeit. 
»Dieser sogenannte Swiss finish fehlt den Elena Moser lebt mit ihrem Freund in Israel

letzt, weil ihr Freund und sie Hochzeits-
pläne hegen. 

Als Nicht-Jüdin in Israel
Die 25-jährige Elena Moser lebt seit zwei 
Jahren in Caesarea, einer idyllischen Gegend 
nördlich von Tel Aviv. Sie empfängt mich 
mit einem leckeren selbstgemachten Smoo-
thie in ihrem Apartment. »Ursprünglich bin 
ich in Frauenfeld aufgewachsen und habe 
lange in der Region Zürich gelebt. Meinen 
Freund lernte ich in den Ferien in Thailand 
kennen und bin dann nach einigem Hin und 
Her zu ihm hierher gezogen«, berichtet sie 
und streichelt dabei ihren Hund Chai, der 
ihr auf den Schoss gehüpft ist. Von der Woh-
nung aus blickt man auf das glizernde Meer, 
den grossen Strand und einen Tennisplatz. 
Ferienstimmung kommt auf. Für Elena liegt 
jedoch als Nicht-Jüdin die grosse Herausfor-
derung darin, ihren Aufenthaltsstatus über 
längere Zeit aufrecht zu erhalten. Ihr »Part-
ner-Vertrag« erlaubt es ihr, im Land zu blei-
ben, aber nur solange sie mit ihrem Freund 
zusammenbleibt. Dies bringt eine gewisse 
Belastung mit sich, da sich daraus eine star-
ke Abhängigkeit für den nicht-jüdischen 
Partner ergibt. »Die Familie meines Freun-
des hat mich jedoch herzlich empfangen. 
Lange war für mich klar, dass ich zum Juden-
tum konvertieren werde. Momentan überle-
ge ich es mir nochmals, ob ich den langen 
Prozess angehen werde. Religion spielt für 
mich nicht so eine grosse Rolle«, berichtet sie 
weiter. Erschwerend sei auch, dass der Staat 
für Nicht-Juden keine Hebräisch-Kurse of-
feriert und auch die Arbeitsmöglichkeiten 
beschränkt seien. Die Verdienste fallen bei 
ähnlichen Lebenshaltekosten wie in der 
Schweiz relativ bescheiden aus, so dass grö-
ssere Reisen kaum noch möglich sind. »Das 
ist halt der Nachteil vom angenehmen Le-
ben hier. Man hat es schön, kann aber keine 
grossen Sprünge machen.« Trotz der Schwie-
rigkeiten scheint sie in Israel glücklicher zu 
sein als in der fernen Schweiz. 

Die Beispiele zeigen, wie vielfältig die 
Auswanderungsgründe sein können. Wie 
im Scherpunktartikel dieser Ausgabe (S. 6) 
beschrieben, ist der Antisemitismus in der 
Schweiz noch nicht so weit fortgeschritten, 
als dass sich viele Juden gezwungen sehen, 
dem Land den Rücken zu kehren. Viel-
mehr liegen die Gründe darin, dass sich 
viele in Israel, wo das Judentum selbstver-
ständlich gelebt wird, einfach wohler füh-
len oder Verwandte und Freunde bereits 
dort wohnen. Nicht zuletzt sagt vielen die 
mediterrane Leichtigkeit und der lockere 
Lebensstil des Wüstenstaates zu.� u

Israelis oft, wenn es darum geht, eine Ar-
beit, ein Projekt gut abzuschliessen.« Die 
Familie reist oft gemeinsam zum Skifahren 
nach Klosters, manchmal auch in der Vor-
saison. »Dabei wurde ich schon ange-
schnauzt, was ich ausserhalb der Saison 
hier zu suchen habe«, fügt er als weiteres, 
negatives Beispiel an. 

»Ich bin grundsätzlich aus Langeweile 
gegangen, keine grosse Story also«, sagt 
Joëlle Weil gutgelaunt beim Kaffee in der 
Tel Aviver Innenstadt im Szenerestaurant 
Tachtit an der Lincoln Street. In Tel Aviv 
herrschen bereits sommerliche Tempera-
turen, so dass wir uns für einen Eiskaffee 
entscheiden. Seit fünf Jahren lebt die jun-
ge Frau in Tel Aviv und arbeitet als freie 
Journalistin. Sie schreibt für verschiedene 
Schweizer Zeitungen zu Themen rund 
um Politik und Gesellschaft. »Mir musst 
Du das Schreiben nicht verkaufen, ich 
kenne und schätze die Vorzüge«, sagt sie 
lachend beim Gespräch über die Vorteile 
des ortsunabhängigen Arbeitens. »Hier 
kann ich mich als Freischaffende gut 
durchschlagen. Ausserdem ist das Wetter 
hier einfach viel angenehmer als in der 
Schweiz«, bringt es die lebensfrohe Zür-
cherin auf den Punkt. Für sie waren es 
keinesfalls antisemitische Gründe, die sie 
zu diesem grossen Schritt veranlassten. 
»Ich suchte einfach eine neue Herausfor-
derung in einem dynamischen Umfeld.« 
Der Plan ist gut aufgegangen, so dass sie 
plant, in Israel zu bleiben. Dies nicht zu-
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Ina Praetorius, reformierte Theologin und 
Buchautorin, wurde vom Online-Magazin 
Edition F für ihren 
Einsatz für Care-Arbeit 
mit einem Award aus-
gezeichnet. Die Ethike-
rin aus Wattwil SG sei 
wie 24 ebenfalls ausge-
zeichnete Frauen eine, 
die die Wirtschaft re-
volutionieren. Gemein-
sam sei ihnen, dass sie 
das Nachdenken über die Wirtschaft ver-
ändern wollten. »Tag für Tag bewegen sie 
unsere Wirtschaft – durch ihr Know-how, 
ihr Engagement, zukunftsweisende Ent-
scheidungen und den unbedingten Willen, 
den Status quo als etwas zu betrachten, das 
weiterentwickelt werden muss«, zitiert die 
Agentur kath.ch das Portal. Praetorius setzt 
sich mit dem von ihr mitgegründeten Ver-
ein Wirtschaft ist Care für die Anerkennung 
von Care-Arbeit ein, die mehrheitlich von 
Frauen geleistet werde. Mit dem englischen 
Begriff »Care« meint der Verein ein »Sor-
gen für die Welt«, nicht nur durch pflege-
rische und sozialarbeiterische Tätigkeiten, 
sondern »auch durch den Einsatz für einen 
kulturellen Wandel«.

Jacqueline Keune, Theologin und Koordi-
natorin Basisgruppen-Bewegung Schweiz, 
kritisiert den Bundesrat in einem Offenen 
Brief scharf. «Ihr Beschluss macht es kon-
kret möglich, dass Bürgerkriege künftig mit 
Schweizer Beteiligung geführt werden 
können», heisst es in dem Brief der Basis-
gruppen-Bewegung. Die Regierung hatte 
im Juni das bis anhin geltende Verbot des 
Exports von Kriegsmaterial in Krisenländer 
aufgehoben. Wörtlich heisst es weiter: «Wir 
sind nicht nur fassungslos und grenzenlos 
enttäuscht über Ihren Entscheid, sondern 
wir schämen uns für ihn!» Die Basisgrup-
pen verweisen auf die Menschen und Kin-
der, die «vielleicht eines Tages durch 
Schweizer Präzision am eigenen Leib er-
fahren müssen». Dabei berufen sich die Ba-
sisgruppen auf Papst Franziskus` Aussage, 
wonach diese Wirtschaft töte. Krisen- und 
Bürgerkriegsländer kauften Waffen, ums 
sie zu gebrauchen. Der Bundesrat bewerte 
damit «die Gewinnmaximierung der 
Schweizer Rüstungsindustrie höher als die 
möglichen und wahrscheinlichen Folgen 
der nun erlaubten Exporte». 

Elham Manea, Politikwissenschaftlerin an 
der Uni Zürich, sprach sich – anders als 
SP-Präsident Christian Levrat – gegen 

eine öffentlich-rechtliche Anerkennung 
der Muslime aus: »Ich verstehe, dass man 
damit Transparenz erreichen will. Ich finde 
es jedoch problematisch, dass dadurch gros-
ser Einfluss auf die Ausbildung der Imame 
und auf die Kindererziehung ausgeübt wer-
den könnte.« Wie die Autorin des Buches 
»Der alltägliche Islamismus« an einem 
Podium im Berner Haus der Religionen 
unterstrich, sollte die Imam-Ausbildung 
an die Universitäten angegliedert werden. 
Laut kath.ch sehe Manea in den juristi-
schen Mitteln nicht das geeignete Mittel 
für die Anerkennung muslimischer Ge-
meinschaften, weil damit dem Grundpro-

blem, dem Islamismus, 
nicht beizukommen sei. 
Statt auf staatsrechtliche 
Anerkennung zu setzen, 
sollten Bund und Kan-
tone in Bildung und 
Ausbildung investieren. 
Levrat unterstrich, der 
Staat könne sich durch-
aus einschalten, »wenn 

eine Religionsgemeinschaft gegen die li-
beralen Grundwerte des schweizerischen 
Staates verstösst. Dann ist das keine reine 
innerkirchliche Angelegenheit mehr.« Die 
Zürcher Regierungsrätin Jacqueline Fehr 
setzt auf eine privatrechtliche Anerkennung 
der Muslime als Verein.

Anaïs Treadwell, Gymnasiastin aus 
Beromünster, wurde für ihre Maturarbeit 
mit dem Luzerner Religionspreis 2018 
ausgezeichnet. Unter dem Titel »Der 
Flucht ein Gesicht verleihen« erinnere 
die Maturandin daran, dass Fluchtbewe-
gungen historisch eher die Regel als die 
Ausnahmen seien. Angesichts der poli-
tisch angespannten Atmosphäre präsen-

tiere Treadwell einen 
multiperspektivischen 
Zugang zum Thema, 
begründete die Jury die 
mit 500 Franken do-
tierte Auszeichnung. 
Wie die Agentur ref.
ch berichtete, beleuch-
tet Treadwell die heu-
tigen Verhältnisse und 

Fluchtursachen in Syrien und Afghanistan 
sowie diejenigen in Ostpreussen und im 
Baltikum nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Dabei porträtiert sie acht Einzelschicksale. 
Die Autorin verleihe mit ihrer Arbeit der 
Flucht ein Gesicht und werfe die Frage 
nach anderen historischen Fluchtsituati-
onen auf, so die Jury.
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Ina Praetorius

Elhan Manea

Anaïs Treadwell

Stich ins Herz 

Das Nein aus Rom zum Frauenpriester-
tum wird nicht das letzte Wort sein
 

Jacqueline Straub

Das erneute Nein 
zum Frauenpries- 
tertum aus den 
Vatikan ist ein 
Schlag ins Gesicht 
aller, die sich für 
die Gleichberechti-
gung in der Kirche 
einsetzen. Es ist 
aber auch ein Stich 
in das Herz der be-
rufenen Frauen, mit 
denen der Vatikan 
es nicht für nötig 
hält zu sprechen. 
Sondern einfach 

davon ausgeht, dass Frauen nicht berufen 
sein können. Der Heilige Geist wirkt 
eben nur in Männern, so scheint es. 
Damit verlautbart der Vatikan eigentlich 
das, was Thomas von Aquin schon vor 
800 Jahren sagte: »Frauen sind verun-
glückte Männer.« Es ist eine Schande für 
die Kirche, dass es heute noch Theologen 
gibt, die ein längst überholtes neo- 
scholastisches Erklärungsmodell vertre-
ten und damit auch noch theologische 
Entscheidungen fällen können. Das 
erneute Nein zum Frauenpriestertum 
ist ein Schlag ins Gesicht des Zweiten 
Vatikanischen Konzils, das die Gleich-
heit von Mann und Frau betont hat. Das 
Schreiben der Glaubenskongregation 
zeigt mir erneut: Die Männer im Vati-
kan haben keine Argumente gegen die 
Frauen, sondern nur pure Angst. Diese 
versuchen sie durch ihr mächtiges Auf-
treten in quasi-dogmatischen Floskeln zu 
verschleiern. 
Werden Frauen wie ich deswegen auf-
geben? Nein. Der Kampf geht weiter! 
Denn dass Frauen nicht zur Priesterwei-
he zugelassen werden, gehört nicht zum 
Glaubensgut der Kirche, sondern ist ein 
krasser Widerspruch zu den biblischen 
Aussagen. Schon der Apostel Paulus 
wusste im Geiste Christi zu sagen: »Da 
gibt es weder männlich noch weiblich, 
denn in Christus sind alle eins.« Diese 
Gleichheit muss endlich auch in der 
katholischen Kirche umgesetzt werden.
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Jacqueline Straub, 
Theologin, Buchau-
torin und Mitarbeite-
rin im aufbruch-Re-
daktionsteam
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In einem fremden Land, dessen Sprache 
und Regelungen man nicht kennt, in ein 
Gefängnis geworfen zu werden, ist ein 
Albtraum. Viele der Insassen in der Aus-
schaffungshaft des Basler Bässlergutge-
fängnisses sind zum ersten Mal in ihrem 
Leben hinter Gittern. Oft sitzen sie meh-
rere Monate, weil sie keine Dokumente 
vorzuweisen haben, mit denen sie in das 
Herkunftsland oder den Ersteinreisestaat 
gebracht werden können. Manche verlie-
ren in dieser Situation den Boden unter 
den Füssen, werden physisch oder psy-
chisch krank. Mitglieder vom Basler So-
linetz, die sie besuchen, sagen ihnen jeweils, 
das Wichtigste im Gefängnis sei, den Ge-
sundheitszustand zu halten. Wer sich zu 
viel grämt, zu wenig bewegt und krank 
wird, leidet besonders stark. Denn die me-
dizinische Betreuung im Gefängnis ist mi-
nimal; wer durchdreht, landet in der Regel 
im »Bunker« oder in der Isolationszelle.

Das Solinetz setzt sich für bessere Haft-
bedingungen ein. »Administrativhaft – 
und dazu zählt die Ausschaffungshaft – 
sollte viel liberaler sein als Strafhaft. Doch 

mit diesem Anspruch rennen wir gegen 
Mauern. Den Insassen erleichtern wir den 
tristen Alltag, indem wir ihnen Telefonkar-
ten für den teuren Telefonapparat mitbrin-
gen, aber auch Früchte, Süssigkeiten und 
Lesestoff. Der Kontakt zu Familienmit-
gliedern ist stets das Wichtigste. Das Ge-
fängnis gestattet keinen Zugang zum In-
ternet oder Handy«, berichtet das Solinetz.

Fast alle Insassen fürchteten sich davor, 
mit leeren Händen ausgeschafft zu werden. 
Das karge Lohn für Arbeit im Gefängnis 
von rund 7 bis 12 Franken pro Tag reicht ge-
rade, sich im Gefängniskiosk zu verkös- 
tigen. Wenn sie zurückkehren, gibt ihnen 
das Solinetz eine kleine Starthilfe mit, un-
terstützt sie zuweilen auch längerfristig, vor 
allem wenn sie Kinder versorgen müssen. 
»Damit versuchen wir, ihnen Mut zuzu-
sprechen, an ein Leben in Würde nach dem 
Gefängnis zu glauben. Aber das gelingt uns 
zumeist nur halbwegs, denn unsere Beträge 
sind zu klein, die Erwerbsmöglichkeiten im 
Ausweisungsland minimal und die Erwar-
tungen der Herkunftsfamilie immens.  
Gerne würden wir uns etwas grosszügiger 
zeigen, doch unsere Spendeneinnahmen 
reichen nicht aus«, so das Solinetz. Zudem 
sei es für die freiwillig Besuchenden nicht 
leicht, die Perspektivlosigkeit der vorwie-
gend jungen Insassen zu ertragen – eine 
Perspektivlosigkeit, die für die Mehrheit der 
Weltbevölkerung Realität ist.         Anni Lanz

Spenden ans Solidaritätsnetz Region Basel, 
PC 40-384045-9 kommen ausschliesslich Ab-
gewiesenen zu Gute. Postfach, 4005 Basel, 
www.solinetz@solinetzbasel.ch�

KOVI: Kompromiss in Sicht

Ohne Papiere keine Perspektive

Gastkolumne
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Danke, Schweiz

Klar, die Vollgeld-Initiative ist kra-
chend gescheitert. Dennoch war sie 
wichtig, für ganz Europa. Denn die 
Vollgeld-Aktivisten haben den Men-
schen eine wichtige Ursache der Fi-
nanzkrise vermittelt: Dass Privatban-
ken Geld ohne Deckung schöpfen 
können. Sie gewähren Kredite in einer 
Höhe, die weit über die Spareinlagen 
ihrer Kunden hinausgehen. In einem 
Vollgeldsystem können die Banken nur 
Kredite aus ihren Kundeneinlagen ver-
geben – oder aber sie müssen Geld bei 
der Zentralbank leihen.

Man kann so manches gegen diese 
Alternative einwenden. Wäre sie je-
doch bereits eingeführt, hätten weder 
die Bankenkrisen in Spanien noch jene 
in Griechenland und Zypern die Di-
mensionen erreicht, die die Länder an 
den Rand des Abgrunds getrieben ha-
ben. Mit einem Vollgeldsystem hätten 
die Geldinstitute nicht so leichtfertig 
Kredite vergeben können, um einen 
Boom anzuheizen. Genau dies taten 
sie in Spanien und Griechenland. Und 
exakt diese Gefahr droht heute in der 
Europäischen Union wieder, weil die 
Niedrigzinspolitik die Spekulation an-
treibt. Schöpfen die Banken dann noch 
übermässig Geld, wächst die Gefahr 
von Spekulationsblasen.

In einem Vollgeldsystem würde das 
Geld stattdessen die reale Wirtschaft 
fördern. Mehr Investitionen, weniger 
Spekulation – das wäre ein Weg aus 
der Eurokrise. Deshalb braucht auch 
die Europäische Union eine Grund-
satz-Diskussion über das Geldsystem. 
Und dies möglichst vor dem nächsten 
Crash.

Wolfgang Kessler ist Wirtschaftspublizist und 
Chefredaktor von Publik-Forum, dem deutschen 
Kooperationspartner vom aufbruch

Mit 121 zu 73 Stimmen hat 
der Nationalrat Mitte Juni 
den Gegenvorschlag zur 
Konzernverantwortungsini-
tiative (KOVI) angenom-
men. Dieser, so kommentiert 
Chantal Peyer von Mitiniti-

ant Brot für alle, beinhalte zwar schmerz-
hafte Abstriche, da er nur für grosse Kon-
zerne verbindliche Regeln vorsieht und die 
Haftungsbestimmungen eingeschränkt. 
Trotzdem sei der Kompromiss wichtig für 
die Betroffenen von Menschenrechtsverlet-
zungen und einer Volksabstimmung vorzu-
ziehen. Denn je früher eine Einigung ge-
funden werde, erklärte Peyer, desto schneller 
träten die gesetzlichen Massnahmen in 
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Kraft. Deshalb erklärte sich das Initiativko-
mitee im Sinne eines breit abgestützten 
Kompromisses bereit, die Initiative zurück-
zuziehen, wenn der Gegenvorschlag unver-
ändert umgesetzt werde. 

In trockenen Tüchern ist der Kompro-
miss somit nicht. Der Ball liegt nun beim 
Ständerat, der im Herbst über den Gegen-
vorschlag berät – und ihn weiter abschwä-
chen könnte. Darum sei weiterhin der Ein-
satz aller KOVI-Befürworter – der aufbruch 
gehört dazu – gefragt.�  Wolf Südbeck-Baur

Kirche für KOVI ist eine Plattform, die es Kirchge-
meinden, Pfarreien und kirchlichen Organisationen 
ermöglicht, die Konzernverantwortungsinitiative zu 
unterstützen. Mehr unter www.kirchefuerkovi.ch

Malen gegen Perspektivlosigkeit im Ausschaf-
fungsgefängnis: Traumbild eines Afrikaners 
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Die Kirche braucht Menschen, die sich erlauben, frei und kreativ neue Wege auszuformulieren und mit ihrer Existenz zu  
betreten, ohne auf die Erlaubnis der Gesamtkirche zu warten, betont der Theologe und Psychotherapeut Eugen Drewermann

Von Wolf Südbeck-Baur

aufbruch: Herr Drewermann, vor zehn 
Jahren erklärten Sie im aufbruch, der Vati-
kan lehne die Aufklärung ab. Wie beurteilen 
Sie die Ära von Papst Franziskus?
Eugen Drewermann: Was Papst Franzis-
kus macht, ist persönliches, richtungswei-
sendes, menschliches Engagement. Aber es 
geht über den Raum der Optionen, der 
Verkehrsschilder sozusagen, nicht hinaus. 
Verkehrsschilder sind keine Strassen, die 
man befahren könnte. Eine der ersten 
Amtshandlungen von Jorge Bergoglio war 
ein Besuch in Lampedusa, um auf das 
Flüchtlingsproblem hinzuweisen.  Daraus 
geworden ist genau nichts. Europa hat die 
südlichen Länder, vor allem Griechenland 
und Italien, vollkommen allein gelassen. 
Sie können den Andrang von Tausenden 
von Flüchtlingen nicht bewältigen. Jeder 
weiss das. Selbst das EU-Hilfsprogramm 
Mare nostrum wurde abgebrochen. Statt-
dessen zahlt die EU heute sehr viel mehr 
an Frontex, die EU-Organisation, die für 
das militärische Abfangen von Flüchtlin-
gen im Mittelmeer da ist. So barbarisch ist 
die Antwort auf das, was Franziskus an-
deuten wollte. Der Papst wird nicht gehört, 
sondern belächelt, wenn er erklärt, dass der 
Kapitalismus eine Wirtschaftsform des 
Todes ist. 

Und die Kirche?
Innerhalb der Kirche sind die Botschaften 
des Papstes noch nicht einmal verbreitet. 
Nehmen wir zum Beispiel die leidige Fra-
ge des Umgangs mit Homosexuellen. Wir 
hören Franziskus sagen, wer bin ich, Ho-
mosexuelle zu verurteilen, wenn Homose-
xuelle fromm sind und gut leben. Aber bis 
in die Gegenwart wird gelebte Homosexu-
alität als schwere Sünde gebrandmarkt. 
Diese Moralauffassung ist nicht vermittelt 
mit dem, was wir heute naturwissenschaft-
lich, humanwissenschaftlich, anthropolo-
gisch und kulturwissenschaftlich vom 
Menschen wissen. Das müsste der Vatikan 
zurücknehmen und sagen, wir haben die 
Bibel fortgetragen, ohne integrativ den 
Stand des heutigen Wissens berücksichtigt 

zu haben. Franziskus ist aber nicht der 
Mann dafür, den theologischen Kahlschlag 
unter Johannes-Paul II. zu überwinden. 

Trauen Sie Papst Franziskus zu, dass er kir-
chenrechtlich Pflöcke einschlägt und so über 
sein Pontifikat hinaus der römisch-katho-
lischen Kirche neue Wege weist?
Franziskus vermeidet zu Recht, denke ich, 
eine Revolution von oben nach unten. Das 
würde den alten Fehler des monolithischen 
Machtzentralismus in Rom nur aufs Neue 
bestärken. Der Papst hofft, dass von unten 
etwas nachwachsen könnte. Das müsste al-
lerdings dann auch zugelassen und erlaubt 
sein. Nur ganz langsam beginnt sich etwas 
zu rühren, beispielsweise in der leidigen 
Frage des Priesternachwuchses. Die katho-
lische Kirche bräuchte dringend Men-
schen, die nicht sechs Jahre Theologie stu-
diert und sich an die Zölibatsforderung 
angepasst, sondern die gelernt haben, Füh-

len und Denken zusammenzubringen, Lie-
ben und Begehren in ihrem Herzen zu ver-
einigen, die sich erlauben, durch die 
Freiheit des eigenen Denkens kreativ neue 
Wege auszuformulieren und mit ihrer eige-
nen Existenz zu betreten, ohne die Erlaub-
nis vom Gesamtverband der Kirche abzu-
warten. Die Frage ist nicht, was macht ein 
Papst in Rom, sondern was machen wir sel-
ber. Nur dafür sind wir zuständig. Eine 

Eugen Drewermann: »Die Kirchen müssen die politische Struktur im Ganzen in Frage stellen«

»Der Papst wird belächelt«

Eugen Drewermann, geboren 1940, ist Theo-
loge und arbeitet seit dem Entzug der Lehrer-
laubnis und Suspension vom Priesteramt 1992 
als Psychoanalytiker  und Schriftsteller. Er ver-
fasste über 80 Bücher. Mit der Trilogie »Kapital 
& Christentum. Geld, Gesellschaft und Gewalt« 
bietet der 78-Jährige eine tiefgründige  Analyse 
der Entstehung und der Wirksamkeit des kapita-
listischen Wirtschaftssystems.



Hand-und-Herz-Gespräch 15

aufbruch
Nr. 233 
2018

Freiheit, die erst existiert, wenn sie quasi 
von oben erlaubt ist, verdient den Namen 
Freiheit nicht.

Wie können wir heute leben in einer Weise, 
die die Aufspaltungen zwischen Körper und 
Seele, zwischen Fühlen und Denken über-
windet?
Im Abendland haben wir lange ein Welt-
bild gepflegt, dass die Seele gegen den Kör-
per betont. Heute erleben wir umgekehrt, 
dass die Seele wie eine überflüssige Hypo-
these zugunsten einer rein materialisti-
schen Betrachtung als inexistent aus unse-
rem Blickfeld gestrichen wird. In Wahrheit 
sprechen wir von Seele als dem, was sich 
subjektiv im eigenen Sinnentwurf, in per-
sönlich gelebter Freiheit buchstäblich bis 
in die Fingerspitzen hinein regt und mit-
teilt. Das Ringen um die Einheit der per-
sönlichen Identität lässt sich im Grunde 
nur beantworten durch eine begleitende, 
nicht wertende, sondern zustimmende Er-
fahrung der Begegnung, die rückgängig 
macht, was mit dem Diktat von aussen an 
entfremdenden Erwartungen und Leis-
tungsauflagen in den betreffenden Men-
schen hineingelegt worden ist. 

Wie können wir dem Gegensatz von Den-
ken und Fühlen begegnen?
An jeder Stelle erleben wir beinahe die 
Pflicht, uns zweckrationalem Denken zu 
fügen, das das Fühlen als etwas Hinderli-
ches ausklammert. Aber im Fühlen sind 
unsere Rezeptoren angesiedelt, die die Fol-
gen unserer Gedanken, unserer Taten an 
uns selber zurückmelden. Unser Fühlen ist 
ein wichtiges Korrektiv, zu sehen und zu 
empfinden, was wir tun. Politische Ent-
scheidungen treffen wir wesentlich nach 
quantitativem Massstab, als wären die 
Menschen etwa in der Flüchtlingsfrage 
vernachlässigbare Grössen. Würden wir 
fühlen, was es bedeutet, Familien auseinan-
derzureissen und Menschen, die aus Ver-
zweiflung unendliches Leid auf sich ge-
nommen haben, wieder in die Verzweiflung 
zurückzuschicken, könnten wir weitere mi-
litärisch gesicherte Abriegelungen und 
rechtliche Grenzwälle um  Europa ange-
sichts des Risikos hoher Opferzahlen gar 
nicht errichten. 

Tragen die Religionen heute dazu bei, Hu-
manität zum Durchbruch zu verhelfen?
In den Zeitungen wird täglich vor fremden 
Religionen gewarnt, insbesondere undiffe-
renziert vor dem Islam. Demgegenüber ver-
teidigen wir das abendländische Weltbild 

und bedenken nicht, dass allein dieses 
Weltbild endlose Kriege, Kolonialismus, 
Sklaverei und globale Ausbeutung bis heu-
te in die Welt trägt. Ein Problem liegt dar-
in, dass sich jede religiöse Form in begrenz-
ten Kulturräumen entwickelt hat, das heisst 
unter endlichen Bedingungen, in denen der 
Spiegel des Unendlichen hineingetragen 
werden sollte. Aber die Rahmenbedingun-
gen der Kulturen haben selbstverständlich 
in die Vorstellungsformen, die Redeweisen 
und Kulttraditionen früherer und heutiger 
Religionsformen Eingang gefunden. Dem-
gegenüber stehen wir heute unter dem tsu- 
namiartigen Druck eines Wirtschaftssys-
tems, das sich vollkommen materialistisch 
und in einer unglaublichen Dynamik an je-
der Stelle der Welt zum Massstab der Wert-
schätzungen und Lebensformen erhebt. 
Das führt dazu, dass sich die jeweiligen 
Kulturräume inklusive ihrer Religionsfor-
men zutiefst verunsichert fühlen. Sie müs-
sen sich darum auf die Suche nach ihrer 
Identität machen, was wiederum nicht ge-
rade förderlich für die Religionen ist, um 
sich nach aussen hin öffnen zu können. Pa-
radoxerweise ist deswegen die Bewegung, 
die auf die eine Welt zuläuft, in Gefahr. 

Sieht man die vielen Initiativen, bei denen 
Religion Mitmenschlichkeit prägt, steht es 
um die Entwicklung eines undogmatischen, 
praktischen Christentums nicht so schlecht. 
Theologen wie Hubertus Lutterbach sagen, 
nicht Glaube, sondern das Tun des Glaubens 
ist entscheidend. Wie sehen Sie das? 
Natürlich ist die lebendige, existentielle 
Erfahrung das Wesentliche. Anderseits 
kann man nur richtig leben, wenn man in 
etwa geistig in Übereinstimmung ist mit 
dem, was man fühlt und sich umgekehrt 
das Gefühl vor dem Denken rechtfertigen 
lässt. Das Kirchenasyl beispielsweise greift 
etwas absolut Berechtigtes auf: Wir Men-
schen können nur leben, wenn es trotz har-
ter Zeiten Orte gibt, in denen wir uns un-
bedingt zum Leben zugelassen fühlen 
können. Dies entgegen jeder Verweigerung 
gerade dem schuldig Gewordenen gegen-
über, dem Hilfsbedürftigen und Kranken, 
dem sozial am Rande Stehenden gegen-
über. Die Botschaft Jesu besteht im Grun-
de in der Evidenz, so miteinander umge-
hen zu müssen, wenn man irgendetwas von 
Gott begreifen möchte. Die Kirchen müss-
ten in Kriegssituationen wie in Syrien, Af-
ghanistan nicht nur mitleidig den Tropfen 
auf den heissen Stein geben und Nothilfe 
leisten. Sie müssten die politische Struktur 
im Ganzen in Frage stellen. Es ist nicht 

mehr als eine Ausrede, wenn die Kirchen 
sagen, sie bekämpften die Flüchtlingsursa-
chen. Wo tun sie das denn? Wir dichten 
die Grenzen ab. Mehr tun wir nicht. 

Wie kann Religion heute zukunftsfähig 
sein?
Das Reden von Gott müsste den Händen 
der rationalisierenden und abgrenzenden 
Dogmatiken entzogen werden. Mit dem 
theologisch überlieferten Korpus der Bibel 
oder dem Koran können augenblicklich 
Religionskriege vom Zaun gebrochen wer-
den. Demgegenüber ist Gott die Person, 
die zu allen Zeiten zu allen Menschen re-
det und die notwendig ist, um Zuwendung, 
Berechtigung, Güte, Liebe gegen alle Wi-
dersprüche inmitten dieser Welt zu erfah-
ren. Redeten wir in Bildern, so wie Jesus in 
Gleichnissen von Gott gesprochen hat, 
würden alle zeitlichen und kulturellen 
Grenzen überschritten werden können. 
Eine Einheit von Denken und Fühlen im 
Raum der Frömmigkeit wäre identisch da-
mit, dass wir lernen, von Gott so zu spre-
chen, wie es die Dichter, die Musiker, die 
Maler zu allen Zeiten tun. Es wäre dann 
vollkommen unmöglich, die Wahrheit, die 
darin lebt, auf kriegerische Weise zu vertei-
digen.� u 

» Die Frage ist nicht,  
was macht ein Papst in 

Rom, sondern was  
machen wir selber

Eugen Drewermann

Der Pastoralraum am Mutschellen, Kanton 
Aargau CH, sucht auf den 1. November 
2018 oder nach Vereinbarung eine/einen

Katechetin / Katechet  
RPI / KIL / FH 80 %
(mit Leitungsverantwortung)
und eine/einen

Pastoralassistentin /  
Pastoralassistenten 50 %

Weitere Auskünfte erteilt
Robert Weinbuch, Pastoralraumleiter,
Telefon 056 536 59 90,  
robertweinbuch@bluewin.ch
Homepage: www.kathkirche-mutschellen.ch

Inserat
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Fördert eine Steuer auf  
Zucker die Gesundheit? 

Der übermässige Zuckerkonsum und seine 
Konsequenzen sind anerkanntermassen ein 
Gesundheitsproblem. Er führt zu Fettlei-
bigkeit, Leberkrankheiten, Diabetes Typ 2, 
Herz- und Kreislauferkrankungen und 
Zahnkaries. 

Der Konsum von Zucker hat in den letz-
ten hundert Jahren kontinuierlich zuge-
nommen. Heute werden im Jahr 40 Kilo 
Zucker pro Kopf konsumiert und viele Pro-
dukte enthalten Zucker. Der Bevölkerung 
müssen zuckerfreie oder zuckerarme Pro-
dukte zur Verfügung stehen. Kinder müs-
sen geschützt werden vor der Werbung, die 
zuckerhaltige Produkte anpreist. 

Die Weltgesundheitsorganisation ver-
langt in gewissen Situationen eine Steuer auf Zucker. 
Eine Steuer ist erfolgreich und sinnvoll, wenn ein Ersatz-
produkt zur Verfügung steht. Der Ertrag einer solchen 
Taxe muss Projekten zur Verfügung stehen, die die Ge-
sundheit der Bürgerinnen und Bürger fördern.

Die Agroindustrie behauptet, es genüge, freiwillige 
Massnahmen vorzuschlagen. Bereits 2015 versprach sie 
mit der Mailänder Deklaration, den Zucker in ihren 
Produkten zu verringern, vor allem in Joghurt und Müs-
lis. Drei Jahre später stellt man fest, dass sich nur wenig 
geändert hat. 

Lehrreich ist ein Blick nach Grossbritannien. In Eng-
land wurde eine Steuer für gesüsste Getränke erhoben. 
Einige Firmen hatten bereits vorher ihre Rezepte über-
prüft, um Erkenntnisse darüber zu erhalten, wie sie die 
Steuer umsetzen könnten. So hatte die Zuckertaxe zu 
präventiven Massnahmen geführt. Es würde den Schwei-
zer Behörden darum gut anstehen, vergleichbare Mass-
nahmen einzuführen und so die Gesundheit der Bevöl-
kerung deutlich zu verbessern.� u

Übersetzung aus dem Französischen: Xaver Pfister
�

Gemäss dem repräsentativen gfs.bern-Mo-
nitor »Ernährung und Bewegung 2017« 
lehnen 67 Prozent (Tendenz steigend) der 
Schweizer Bevölkerung die Einführung 
einer Steuer auf Zucker, Salz oder Fett ab. 
Die Schweizer Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger haben erkannt, so ist daraus 
zu schliessen, dass solche Sondersteuern 
nicht nur die finanzielle Last der Konsu-
menten erhöhen, sondern vor allem auch 
einkommensschwächere Haushalte belas-
ten, ohne die Gesundheit zu verbessern . 
Auch die Übergewichtsraten können mit 
einer Steuer nicht reduziert werden.

Ich teile diese Meinung und bin ausserdem der festen 
Überzeugung, dass weder ein Verbot noch eine Steuer 
vom Kauf abschrecken.

Als Vater von drei erwachsenen Kindern war es mir 
immer ein Anliegen, ihnen einen unverkrampften Um-
gang mit Lebensmitteln zu vermitteln. Das heisst, dass 
wir keine Lebensmittel zu etwas Speziellem hochstili-
siert haben. So nimmt man vielen Produkten den gewis-
sen Reiz. 

Sagen wir als Eltern zu einem Produkt »Achtung, 
Hände weg«, machen wir solche Lebensmittel damit 
gleich doppelt interessant. Dass man bezüglich der Men-
ge an Zucker ein Auge darauf haben muss, ist aber wich-
tig und richtig. 

Letztlich bin ich auch fest davon überzeugt, dass Er-
nährung den Menschen Spass machen und der Genuss 
im Zentrum stehen soll. Sondersteuern haben jedoch den 
gegenteiligen Effekt und fördern schliesslich nur ein 
schlechtes Gewissen – und zudem unnötig zusätzliche 
Steuereinnahmen. � u
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Laurence Fehlmann 
Rielle, SP-Nationalrätin 
aus Genf, ist Mitglied 
der Rechtskommission, 
Direktorin der FEGPA 
(Alkohol- und Cannabis-
Prävention) und Präsi-
dentin des Verbands für 
Menschen mit einem 
geistigen Handicap 

Lorenz Hess ist Natio-
nalrat der Bürgerlich- 
Demokratischen Partei 
BDP. Der 55-Jährige 
präsidiert die Informati-
onsgruppe Erfrischungs-
getränke. Er lebt in Stet-
tlen im Kanton Bern.

Ja, Zuckersteuer 
ist sinnvoll

Nein, sie ist eine 
süsse Verführung 

Mit einer Zuckersteuer wollen die einen der Gesundheit auf die Sprünge helfen, während bürgerliche  
Lobbyisten dagegen halten, die Schweizer ernährten sich auch ohne steuerlichen Druck gesund



Porträt 57

aufbruch
Nr. 233 
2018

Der Energiewender
Mit der Energiewende-Genossenschaft wurde ein geniales Unternehmensprinzip 
geschaffen, das es erlaubt, günstig Solarstrom zu produzieren 

Von Christian Urech

Niels Mahler hat seine persönliche Web-
seite unter folgendes Motto gestellt: »Eine 
neue Idee durchläuft drei Phasen: 1. Sie 
kann nicht verwirklicht werden. 2. Sie 
könnte wahrscheinlich realisiert werden, 
aber es lohnt sich nicht. 3. Ich habe ja schon 
immer gesagt, dass dies eine verdammt 
gute Idee ist.« Dieses Zitat von Arthur C. 
Clarke, findet der Geschäftsführer der En-
ergiwende-Genossenschaft, beschreibt mit 
treffenden Worten die Entwicklung, die 
die Photovoltaik durchlaufen hat. »Sie 
wurde während langer Zeit klein- und 
schlechtgeredet, indem z. B. gesagt wurde, 
ein Solarmodul könne nie die Energie er-
zeugen, die man zu seiner Produktion ver-
wendete«, erklärt Mahler. Heute ist Solar- 
energie drauf und dran, zur günstigsten 
Form der Energieerzeugung zu werden.

Welche Idee steht hinter der Energie-
wende-Genossenschaft EWG, die 2014 von 
Syril Eberhart in Spiez gegründet worden 
ist? Das Unternehmen funktioniert nach 
dem Milizsystem. Die Leute, welche die 
Solarpanels montieren, tun dies in der Frei-
zeit und helfen sich gegenseitig. Jene An-
zahl Stunden, die eine Person für den Bau 
ihrer Anlage erhält, arbeitet sie bei nächs-
ten Projekten ab. So werden teure Arbeits-
stunden eingespart. Beaufsichtigt und ins-

truiert werden sie von einem ausgebildeten 
Solarplaner, der von der EWG gestellt 
wird. Zudem werden die Solarpanels und 
das Installationsmaterial von der EWG 
mit einer minimalen Marge von sechs Pro-
zent verkauft; sonst üblich sind 20 Prozent. 

Die Solaranlagen werden dadurch we-
sentlich erschwinglicher. Eine Anlage mit 
einer Spitzenleistung von zehn Kilowatt 
kostet den Hauseigentümer bei der EWG 
um die 10 000 statt 18 000 oder 20 000 
Franken, so dass die Anlage mit dem selbst 
produzierten Strom nach nur sechs Jahren 
amortisiert sein sollte. Ausserdem lernt der 
Hauseigentümer auf diese Weise seine An-
lage von Grund auf kennen. Und vor allem: 
Die Energiegewinnung aus Sonnenenergie 
wird so gefördert und damit die Verwirk-
lichung der Energiewende, Atomstrom 
durch Strom aus erneuerbaren Energien zu 
ersetzen.

Niels Mahler, Jahrgang 1971, amtet zu 
40 Prozent als Geschäftsführer und ist da-
mit der einzige fest angestellte Mitarbeiten-
de der Energiewende-Genossenschaft. Die 
Solarplanerinnen und -planer, die mit der 
EWG zusammenarbeiten, sind allesamt 
Freelancer. Dadurch werden die Fixkosten 
niedrig gehalten. Als Geschäftsführer ist 
Mahler für alle operativen Bereiche der 

Genossenschaft zuständig. Daneben arbei-
tet auch er noch als Solarplaner und damit 
als Freelancer der Genossenschaft. 

Wie kam Mahler zu seinem Engage-
ment? »Es schien mir irgendwie schon im-
mer logisch, dass der Mensch mit der Na-
tur und nicht gegen die Natur leben sollte«, 
erklärt er sich. »Ich finde es zudem ein-
leuchtend, dass die Energie, in  unserem 
Fall Strom, dort produziert wird, wo sie 
auch gebraucht wird. Die Photovoltaik 
kann einen grossen Beitrag zur Deckung 
des Strombedarfs leisten – noch nicht zu 
100 Prozent, aber es ist eine Frage der Zeit, 
bis man die Schwankungen während des 
Tages wird überbrücken können. Mit den 
kleinen, regionalen Netzwerken, den so ge-
nannten Smart Grids, wird die Photovol-
taik als Stromlieferant noch wichtiger wer-
den«, ist Mahler überzeugt.

Angefangen hat Niels Mahler als  Hoch-
bauzeichner, war danach Küchen- und La-
borbauer und Zimmermann und landete 
schliesslich für 18 Jahre in einer Informa- 
tikabteilung des Kantons Bern. Er hat drei 
Kinder, von denen zwei noch im Kinder-
garten- und Unterstufenalter sind. »Den 
Schritt von der mehr oder weniger sicheren 
Arbeitsstelle beim Kanton in die zumin-
dest teilweise Selbstständigkeit mit den 
damit verbundenen Risiken konnte ich nur 
machen, weil meine Frau mich unterstützt 
und etwas mehr arbeitet«, erklärt Mahler.

Neben jener in Bern gibt es inzwischen 
andere Energiewende-Genossenschaften, 
die nach dem gleichen Prinzip arbeiten 
und im Verband unabhängiger Energieer-
zeuger VESE zusammengeschlossen sind. 
Auch gibt es inzwischen ein Handbuch 
zum Photovoltaik-Selbstbau, das die Ver-
breitung der Solarenergiegewinnung wei-
ter beflügeln soll. Nur so liessen sich die 
Ziele der Energiewende verwirklichen, ist 
Niels Mahler überzeugt. »Ich bin der Mei-
nung, dass wir alles tun müssen, um sie zu 
erreichen. Es geht mir dabei auch um die 
Zukunft meiner Kinder. Die Atomkraft ist 
unberechenbar und vor allem ist das Prob-
lem des Atommülls ungelöst. Ein Photo-
voltaikmodul kann man heute zu 95 Pro-
zent recyceln. Das ist nichts im Vergleich 
mit dem Atommüll, der eine Halbwertszeit 
von 25 000 Jahren hat.«
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» Wir müssen alles daran 
setzen, die Ziele der En-
ergiewende zu erreichen

Niels Mahler
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Ungleich vor Gott und Staat
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In Sachen Gleichberechtigung der Geschlechter sprechen Bibel, Theologie und Gesetze eine deutliche Sprache.  
Doch die Praxis in Kirche, Leben und Arbeitswelt sieht anders aus. Aber der Druck wächst 

Von Jacqueline Straub

Obwohl die Rechte für Frauen heute 
besser sind denn je, wird viel über 
Gleichberechtigung diskutiert – im 

Staat und in der Kirche. Alle Menschen sind 
vor Gott gleich, heisst es in der Bibel. Den-
noch werden Frauen in den Kirchen be-
nachteiligt. In der Kirche herrsche eine »be-
dauerliche Situation«, so die frühere 
Präsidentin Irlands, Mary McAleese. »Die 
katholische Kirche ist schon seit langem ein 
erstklassiger globaler Träger des giftigen Vi-
rus der Frauenfeindlichkeit«, kritisierte 
McAleese anlässlich des Internationalen 
Frauentags 2018. »Das Christentum ist vom 
Patriarchat vergiftet«, so Monika Hunger-
bühler, katholische Theologin und Leiterin 
der Offenen Kirche Elisabethen in Basel. 
Obwohl Frauen in der römisch-katholi-
schen Kirche noch immer diskriminiert 
würden, gebe es viele »Entgiftungs-Bewe-
gungen«, so Hungerbühler. Frauen und 
Männer sollten »nicht lockerlassen und sich 
auf Bibel, Tradition und auch die eigene Be-
rufung beziehen«, betont Hungerbühler er-
mutigend. »Die Gleichberechtigung der 
Geschlechter ist ein ›Zeichen der Zeit‹. Ge-
lingt sie nicht, wird die katholische Kirche 
grossen Schaden erleiden.«

Unrecht am Evangelium
Monika Schmid, Gemeindeleiterin der 
Pfarrei Illnau-Effretikon, sieht von der Kir-
chenleitung her keine Fortschritte in Sa-
chen Gleichberechtigung. Hingegen sei 
von der Basis her der Boden bereitet. So-
lange keine Frauen in kirchlichen Lei-
tungs- und in Entscheidungsfunktionen 
wirkten, besteht weiterhin Ungleichbe-
handlung für Schmid. »Viel hängt in der 
Kirche an der Priesterweihe; solange prak-
tisch alles an der Weihe hängt, bleiben die 
Ungerechtigkeiten bestehen, weil Frauen 
wegen der Nichtzulassung zur Weihe auch 
nicht in kirchliche Entscheidungsgremien 
gewählt oder berufen werden können. Sie 
bleiben stets in nur beratenden Funktionen 
stecken.« Das sei ein permanenter Zustand 
schreienden Unrechts. »Es ist Unrecht am 

Evangelium.« Bewusst an einem Unrechts-
zustand festzuhalten, sei »Sünde«, so 
Schmid. Wege aus der Ungerechtigkeit 
sieht sie im Handeln Jesu und in der Bibel, 
»mutig umzusetzen, was Jesus gelebt und 
Paulus theologisch ausgedrückt hat.«

Die Exegetin Helen Schüngel-Strau-
mann hat in ihrem Buch »Eva» herausge-
arbeitet, dass bei der Auslegung der Bibel-
stelle Genesis 1 die Gottebenbildlichkeit 
nur auf den Mann bezogen wurde. Als 
wichtige Gründe für die Nicht-Gleichbe-
rechtigung nennt sie die androzentrischen 
Verhältnisse in allen Kulturen sowie die 
Tatsache, dass man bis Luther die Bibel 
nicht aus dem Urtext übersetzte, sondern 
Übersetzungen verwendete. Dabei seien 
viele Fehler entstanden. »Gleichberechti-

gung sollte in der Kirche längst selbstver-
ständlich sein«, sagt die eremitierte Theo-
logieprofessorin. Die katholische Kirche 
»hat nie eine Kur von dieser Krankheit ge-
sucht, obwohl eine Kur frei verfügbar ist: 
Ihr Name ist Gleichheit«, so die frühere 
Präsidentin Irlands, Mary McAleese.

Rechtlich alles in Butter, aber…
Auf rechtlicher Ebene ist die Gleichstel-
lung zwischen Mann und Frau in der 
Schweiz weitgehend erreicht, sagt die Bas-
ler Rechtsprofessorin Denise Buser. Aber: 
»Gleichstellung ist nicht nur eine Frage 
von Gesetzesparagrafen. Vielmehr muss 
Gleichstellung zwischen den Geschlech-
tern auch in der täglichen Praxis umgesetzt 

We can do it! Frauen kämpfen seit über 60 Jahren für Gleichberechtigung
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werden«, so Buser. Auf dem Weg zur tat-
sächlichen Gleichstellung sind festgefahre-
ne Denkmuster und fehlende Rollenmo-
delle Barrieren. Bei der Einführung des 
eidgenössischen Gleichstellungsgesetzes 
vor 22 Jahren habe sich der Gesetzgeber 
noch mit einem Satz darauf bezogen, dass 
das Priesteramt wegen der Glaubenslehre 
von einem Mann ausgeübt werden müsse, 
ohne die dahinterstehende Problematik zu 
thematisieren, sagt Buser. Doch »auch die 
weiblichen Religionsangehörigen verfügen 
über das Recht, ihre religiösen Bedürfnisse 
und Berufungen zu leben«, ist die Juristin 
überzeugt. Angesichts des nationalen und 
internationalen Gleichstellungsrechts und 
auch des gestiegenen Bewusstseins für die 
Gleichberechtigung der Frauen »müssen 
die Argumente gegen eine Zulassung der 
Frauen zu religiösen Leitungsämtern umso 
gewichtiger sein, um die Interessen an der 
Durchsetzung der Gleichberechtigung 
aufzuwiegen«, betont Buser.

Zurückhaltung und Ablehnung
Buser stellt fest, dass die Frage, ob staatli-
chen Gleichstellungsbestimmungen auf 
diskriminierende Praktiken im Religions-
bereich anwendbar sind, auf gewisse Zu-
rückhaltung stosse oder gar Ablehnung. 
»Ohne nähere Begründung wird darauf 
verwiesen, dass die Religionsfreiheit bezie-
hungsweise die Selbstbestimmung der Kir-
chen und Religionsgemeinschaften dem 
Gleichstellungsprinzip vorgehen.«

In der UN-Konvention zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau 
(CEDAW) findet sich ein weiter Diskri-
minierungsbegriff mit dem Ziel, möglichst 
jede Form von Diskriminierungen gegen-
über Frauen zu eliminieren. So ist es auch 
Aufgabe der UN-Mitgliedsstaaten – und 

Die UN-Frauenkonvention CEDAW will seit 
1979 jede Form der Diskriminierung beseitigen 

»Die fehlende Lohngleichheit zulasten 
von Frauen ist nicht nur ein Problem feh-
lenden Verhandlungsgeschicks einzelner 
Frauen bei Lohnverhandlungen«, so Buser, 
sondern die bestehende Lohnungleichheit 
sei auch strukturell bedingt. Der Bundesrat 
schlägt nun vor, dass mit Hilfe von Mass-
nahmen diese strukturellen Barrieren ab-
gebaut werden. »Es braucht jetzt dringend 
eine Revision des Gleichstellungsgesetzes, 
die dem Bund Überprüfungs- und Sankti-
onskompetenz zugesteht«, so Bühlmann. 

Zwar hat der Ständerat Ende Mai »erst-
mals einen winzigen Schritt in Richtung 
Lohngleichheit gewagt«. Doch die Evan-
gelischen Frauen Schweiz (EFS) bedauern 
zu Recht, »dass der Ständerat mittlere Un-
ternehmen mit 50 bis 100 Angestellten 
nicht in die Pflicht nimmt«. Anders als 
grössere Firmen müssen sie keine Lohn-
analysen vornehmen. »Leider gibt es da-
mit »für viele Frauen keine Änderung«, 
stellte EFS-Präsidentin Dorothea Forster 
fest. Denn in der Schweiz arbeiten die 
meisten Angestellten in Unternehmen mit 
weniger als 100 Angestellten.

Eines aber ist sicher: Der Kampf um 
Gleichberechtigung inklusive Lohngleich-
heit geht weiter.� u

damit auch der Schweiz –, Diskriminie-
rungen etwa in öffentlichen Einrichtungen 
oder Organisationen, zu denen religiöse 
Gemeinschaften zählen, zu unterbinden, 
unterstreicht Buser. »Zumal sie eine grosse 
gesellschaftliche Aussenwirkung entfalten 
und auch die gesellschaftlich geltenden 
Frauenbilder mitprägen.« Religionsge-
meinschaften, die Frauen gleichberechtigt 
behandeln, könnten eine »Vorbildfunktion 
für Staat und Gesellschaft übernehmen«, 
wünscht sich Buser. 

Im Blick auf die Lohnungleichheit zwi-
schen Männern und Frauen erinnert die      
Basler Rechtsprofessorin an die lange Vor-
geschichte. Demnach wurde Frauen lange 
eine zweitrangige Stellung eingeräumt, 
wobei die kirchliche Frauendiskriminie-
rung ebenfalls eine Rolle spielte, »aber 
nicht die einzige«. 

Viele Gründe für ungleiche Löhne
Regula Bühlmann, Zentralsekretärin beim 
Schweizerischen Gewerkschaftsbund SGB, 
führt das Dossier »Gleichstellung« und be-
tont wie Buser, dass es für die Lohnun-
gleichheit verschiedene Gründe gebe. Zum 
einen hänge es damit zusammen, dass 
Frauen schlechter bezahlte Berufe wählen 
oder »dass umgekehrt sogenannte Frauen-
berufe häufig tiefer bewertet werden«. 
Frauen übernähmen mehr unbezahlte Ca-
re-Arbeit. »Aber ein Teil des Unterschieds 
lässt sich durch personen- oder stellenbe-
zogene Faktoren nicht erklären. Hier han-
delt es sich um Lohndiskriminierung«, so 
Bühlmann. Insgesamt verdienten Frauen 
in der Schweiz im Jahr 2017 immer noch 
fast 20 Prozent weniger als Männer. Fort-
schritte seien »auch dank dem hartnäcki-
gen Engagement der Gewerkschaften und 
Frauenorganisationen« erzielt worden. 
Dennoch gehe es sehr langsam vorwärts. 

»Die Armut ist weiblich«, so titelte die 
Caritas einen Artikel über Lohnungleich-
heit. Da Frauen schon heute weniger ver-
dienen, sind es auch sie, die im Alter von 
vermehrter Armut betroffen sind. Das be-
stätigt auch Gewerkschafterin Bühlmann. 
»Lohngleichheit würde die Armutsgefähr-
dung der Frauen geringer werden lassen, 
insbesondere nach Scheidungen und im 
Rentenalter.« Zudem führt Lohngleich-
heit zu mehr Chancengleichheit. Bühl-
mann schätzt, dass es eine gleichmässigere 
Aufteilung der bezahlten und unbezahlten 
Arbeit zwischen den Geschlechtern gäbe, 
ebenso mehr Steuereinnahmen und mehr 
Geld für die Sozialversicherungen.

Kleininserat

Sie möchten ein Zeilen-Inserat aufgeben?  
Sie wollen für Ihre Kurse werben? Oder, 
oder, oder…
Bei privaten Anbietern kostet die Zeile  
CHF 10.20, bei gewerblichen CHF 11.30. 
Texte für Zeilen-Inserate: Bitte senden Sie 
den Text für Ihr Zeilen-Inserat per Post an 
Redaktion aufbruch, Postfach, 4001 Basel 
oder per E-Mail an wolf.suedbeck-baur@
aufbruch.ch
Annahmeschluss: 25. August 2018

Klarheit schaffen  
Supervision/Coaching / Theologie 
www.silviahuber.ch

» Frauen verfügen über 
das Recht, ihre religiösen 

Bedürfnisse und Beru-
fungen zu leben  

Denise Buser
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Muslime seien im Vergleich zu anderen eu-
ropäischen Ländern in der Schweiz gut in-
tegriert. Darüber war frau sich beim 3. inter-
religiösen Frauenparlament kürzlich in 
Zürich einig – einerseits. Es gibt keine 
Ghettos wie etwa die Pariser Banlieus. An-
dererseits sind Frauen verschiedener Religi-
onsgemeinschaften noch immer viel zu we-
nig in leitenden Funktionen anzutreffen. 
Vorzufinden sind hingegen Ängste und 
Vorbehalte. »Medien interessieren sich oft 
nur für die gängigen Themen wie Kopftuch. 
Deshalb nehmen sie auch zu wenig war, wo 
sich Frauen wirklich engagieren«, stellte 
eine Muslimin fest.

Frauen leisten viel Integrationsarbeit, die 
jedoch kaum sichtbar wird. In »Wor-
ld-Cafés» wurden Beispiele genannt, die 
staunen liessen: Eine Sozialarbeiterin er-
zählte von aktiver Nachbarschaftshilfe. 
«Das ist der Kitt, der die Gesellschaft zu-
sammen hält. Es wäre schön, wenn das 
sichtbarer würde.« Die gebürtige Italiene-
rin Rosaria, die zum Islam konvertiert ist, 
hat sich beim VIOZ zur muslimischen 
Nothelferseelsorgerin ausbilden lassen und 
arbeitet ehrenamtlich in der Koranschule 
ihrer Moschee. Die gebürtige Deutsche 
Christina Zymbach unterrichtet ehren-
amtlich Deutsch in Flüchtlingsunterkünf-
ten. Die Ägypterin Nugaa lancierte in ei-
ner Moschee in Basel einen monatlichen 
Frauenstammtisch. Auch Simone Curau- 
Aepli, Präsidentin des Schweizerischen Ka-
tholischen Frauenbunds, kennt viele Frauen, 
die sich ehrenamtlich in der Care-Arbeit 
engagieren. 

Im Plenum kam ein langer Forderungs-
katalog zusammen: Der soziale Zusam-
menhalt unter den Frauen unterschiedli-

cher Religionen soll stärker voran getrieben 
werden; in den Moscheen müssen die 
Strukturen frauenfreundlicher und die 
Sensibilisierung für verschiedene Ethnien 
gefördert werden; Frauen sollen weg kom-
men vom Opfer-Denken; Musliminnen 
und Jüdinnen müssen noch enger zusam-
menrücken, damit sie in der Gesellschaft 
eine stärkere Stimme haben; vor allem soll 
frau selber aktiv werden. Wie sie das ma-
chen können, erfuhren die Frauen an ei-
nem Podium. Von Barbara Schmid-Fede-
rer erfuhren sie: »Vernetzen ist knallharte 
Öffentlichkeitsarbeit.« Sie rief die Frauen 
auf, sich mit Netzwerken wie der Zürcher 
Frauenzentrale zu vernetzen. Regierungs-
rätin Jacqueline Fehr beobachtet, »dass es 
in der Gemeindepolitik immer mehr Leu-
te gibt mit Migrationshintergrund.« 

Den Teilnehmerinnen am Frauenparla-
ment tat es sichtlich gut zu sehen, welche 
Vielfalt an spannenden Frauenbiographien 
sich an diesem Tag im Zentrum Glaubten 
versammelt haben. Frauen, die selbstbe-
wusst auftreten und die sich durch sie selbst 
und durch andere nicht abwerten lassen 
wollen. Die Journalistin Heidi Rudolf  
(Katharinenwerk, will die Website des 
Frauenparlaments zu einem Ideenpool mit 
spannenden Frauenprojekten und einem 
Adressstamm mit Referentinnen verschie-
dener Religionen ausbauen. Applaus erhielt 
Jacqueline Fehr für ihr Votum: »Religions-
gemeinschaften sind wichtige Akteure in 
der Zivilgesellschaft und wie überall sind die 
Frauen die Motoren des Fortschrittes.« 
Kaum verwunderlich: die Frauen-Power in 
Kirchen, Moscheen und Synagogen wird 
weiter wachsen.                          
interrel-frauenparlament.ch  �Vera Rüttimann
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Interreligiöses Frauenparlament gewinnt an Boden
Das interreligiöse Frauenparlament hat sich zu einer spannenden  
Austausch-Plattform entwickelt. Jetzt geht es um den Ausbau der Vernetzung

Milch & Honig

Frösche &  
 Heuschrecken

… Der »Dialogpreis Schweizer Juden« 
will den Zusammenhalt zwischen den 
Religionen stärken und setzt mit der 
neu lancierten Preisvergabe ein starkes 
Zeichen. Der Schweizerische israelitische 
Gemeindebund, SIG und die Platt-
form der Liberalen Juden der Schweiz, 
PLJS stehen hiner der Lancierung und 
Vergabe des Dialogpreises. Imam Muris 
Begovic, Rabbiner Noam Hertig sowie 
der protestantische Diakon Maurice 
Gardiol und der jüdischen Vorbeter 
Eric Ackermann nahmen kürzlich in 
Bern den Preis entgegen. SIG-Präsident 
Herbert Winter betonte an der Preis-
veleihung, dass Unwissen, Vorurteile und 
Hass durchbrochen und über den Dialog 
die Menschen in ihrem Alltag erreicht 
werden müssten. »Der Fremde ist nur 
solange fremd, bis man ihn kennt!,« 
brachte es Winter auf den Punkt.

… schicken wir an die National-
rats-Fraktion der SVP für ihre Verhöh-
nung der Demokratie. Bei der Debatte 
zur Selbstbestimmungs-Initiative hatten 
sich neulich sage und schreibe über 80 
Nationalräte zu Wort gemeldet. Die 
Absicht: Mit Dauerreden solllte das 
Geschäft derart viel Zeit benötigen, dass 
ein Entscheid über die Terminierung der 
Volksabstimmung hätte um eine Session 
verschoben werden müssen. Dann, so 
das SVP-Kalkül, wäre die Initiative erst 
im Wahljahr 2019 vors Volk gekom-
men - und die SVP hätte Wasser auf 
ihre nationalisitschen Mühlen kippen 
können. Doch es kam anders. Das 
Nationalrats-Präsidium beraumte eine 
Sondersitzung an, damit die Sache wie 
geplant 2018 über die Bühne geht. Wer 
anderen eine Grube gräbt... 
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➤  Jüdische Meditation. Die jüdische  
Mediation orientiert sich am kabbalistischen  
Gedankengut. Die Veranstaltung richtet sich an 
alle, welche die Verbindung von speziellen  
Meditationstechniken aus dem Judentum mit 
den Achtsamkeitsübungen aus den östlichen  
Traditionen kennenlernen möchten. 14. bis 17. 
August 2018, Lassalle-Haus, Bad Schönbrunn
www.lassalle-haus.org
➤  Kräuter, Blumen, Gesang. Einen Moment 
Atem schöpfen, sich eine Stunde Zeit schenken, 
an jemanden denken, eine biblische Geschichte 
mit anderen Augen sehen, der Orgelmusik lau-
schen, ein Lied mitsingen, eine Kerze anzünden, 
Brot und Wein oder Traubensaft teilen, beten, für 
sich sein dürfen, beim Apéro miteinander anstos-
sen. So lautet das Motto des Ökumenischer  
Frauengottesdienstes am 15. August 2018, 
18.30 in der Offene Kirche Elisabethen, Basel. 
www.offenekirche.ch
➤  Brot und Wein In der Marktgasse in  
St. Gallen wächst in der letzten Augustwoche ein 
langer Tisch. Täglich werden Brot und Wein aus-
geschenkt. Am Freitagabend wird als Höhepunkt 
der ganze Tisch stehen. Verschiedene Animatio-
nen und Unterhaltung am langen Tisch lassen 
500 Jahre Reformation aufleben. 28. August – 
1. September 2018 von 11.00 bis 17.00 in  
St. Gallen. www.ref-500.ch
➤  Im Zeichen des Kreuzes. Mit der Taufe 
empfängt ein Kind am Beginn seines Lebens den 
göttlichen Segen und wird in die christliche Ge-
meinschaft aufgenommen. Pfarrer Josef-Michael 
Karber gibt Einblick in die katholische Form die-
ses Rituals und zeigt die prächtigen Mosaikbilder 
der Liebfrauenkirche, wo mit Johannes dem Täu-
fer das Motiv der Taufe bildkräftig vertreten ist.  
4. September 2018 um 19.00 in der katholischen 
Kirche Liebfrauen in Zürich.
https://liebfrauen.ch
➤  »Non, je ne regrette rien…«. An der 
Schwelle zur dritten Lebensphase bekommt der 
Rückblick auf das bisherige Leben eine neue 
Note. Das rührt an spirituelle Grundfragen wie 
die Versöhnung mit dem Gewordenen und die 
Einübung ins Sterben als Teil meines Lebens. Die 
Verbindung von Biografiearbeit und christlich 
verwurzelter, offener Spiritualität hilft, sich im  
Älterwerden neu zu vergewissern, was trägt und 
wirklich wichtig ist. 14.–16. September 2018, 
Antonius-Haus Mattli, Morschach
www.antoniushaus.ch
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Auf Empfehlung der Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirchen der Schweiz ACK wird 
zwischen dem 1. September und 4. Oktober 
die »SchöpfungsZeit« gefeiert (agck.ch). 
Taste, fühle, begreife lautet das diesjährige 
Motto. Indem wir unsere Umwelt mit den 
Händen erkunden und »be-greifen«, stos-
sen wir auf die in den Dingen liegende 
göttliche Wirklichkeit. Das Gebet soll 
dem Schutz der Schöpfung und der Förde-
rung eines nachhaltigen Lebensstils ge-
widmet sein. An einem Vortragsabend lädt 

Rainer Hagencord, Priester und Zoologe, 
zu einem Perspektivenwechsel ein, indem 
aktuelle verhaltensbiologische Aussagen 
über Denken, Fühlen und Handeln der 
Tiere mit biblischen Bildern und Gedan-
ken über ihr besonderes Verhältnis zum 
Schöpfer zusammen gelesen werden. 

Freitag, 31. August 2018, 19.30 Uhr im  
katholischen Pfarreizentrum in Wil.

� Stephanie Weiss
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Tiere der Schöpfung

Elefantenbabys in einem Nationalpark in Nairobi
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Die Schweiz ist in der Sackgasse, weil »das 
nach aussen so stabile Land satt und zu-
frieden geworden (ist) – und unbeweglich«. 
Nüchtern seziert der aus Ostberlin stam-
mende und seit Jahrzehnten in der Schweiz 
arbeitende Publizist Steffen Klatt das euro-
papolitische Dilemma der direkten Demo-
kratie der Eidgenossen, ihr »ingenieurge-
triebenes« politisches Denken und ihre 
Wirtschaft. In fünf sehr kenntnisreichen 
Kapiteln legt der Wahlwinterthurer die 
Gründe für die zunehmende Isolation der 
Schweiz in Europa dar. Einer der Gründe: 
der innere Widerspruch der Bundesverfas-

sung, die zwangsläufig zur Kollision zwi-
schen Politik und Volk führe, wie die An-
nahme der Zuwanderungsinitiative 2014 
zeigt. Anders als Parlament und Regierung 
könnten die Stimmbürger ohne Not ein-
mal für die Begrenzung der Zuwanderung 
votieren, obschon sie einige Zeit zuvor für 
gut qualifizierte EU-Bürger/-innen ihre 
Grenze öffneten. Und natürlich die be-
rechtigte Sorge, EU-Recht übernehmen 
und damit Souveränitätsrechte blind aus 
der Hand geben zu müssen, ohne am Ver-
handlungstisch zu sitzen. Die Eidgenossen 
müssen sich anpassen, ist Klatt überzeugt, 
aber auch die EU könne von der Schweiz 
lernen. So lasse sich die Beziehungskrise 
zwischen der Alpenrepublik und der Euro-
päischen Union meistern. Aussenpolitisch 
empfiehlt Klatt der Schweiz eine politische 
Öffnung, innenpolitisch liessen sich die 
Verhältnisse neu ordnen, etwa indem alle 
steuerzahlenden Bürger gleich am Anfang 
eines Gesetzgebungsprozesses und nicht 
erst am Ende via Volksabstimmung betei-
ligt werden. Die Schwäche des Buches: So-
zialpolitische Stolpersteine wie etwa die 
zunehmende Öffnung der Einkommens-
schere finden kaum Eingang in Klatts 
Analyse. � Wolf Südbeck-Baur

Wege aus der Sackgasse

Steffen Klatt
Blind im Wandel
Zytglogge Verlag, 204 
Seiten, CHF 29.–
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Marx und Markt
Zu: «Kennen wir uns?», Nr. 232, S.26–31

Wie ist der Macht des Kapitals zu begeg-
nen? Ich schlage die Gemeinwohl-Ökono-
mie vor, ein Wirtschaftsmodell, das demo-
kratisch die Ziele der Nachhaltigkeit, 
Gerechtigkeit und Menschenwürde um-
setzt. Sowohl die Marktwirtschaft als auch 
Miteigentümerschaft sind mitgedacht. Es 
gilt, eine Bedarfswirtschaft zu entwickeln 
und die informierten, organisierten Konsu-
mentinnen und Konsumenten den Markt 
mit steuern zu lassen. � Elke Renz, Stutensee

Marx und viele vor und nach ihm haben 
die Welt analysiert und interpretiert. Jesus 
Christus hat die Welt am Kreuz mit Gott 
versöhnt.                      Stefan Wendrock, Jena

Die Vordenker eines dritten Weges, die 
Freiburger Kreise, insbesondere der Bon-
hoefferkreis, in dem  sich Professoren der 
Volks- und Betriebswirtschafter, Theolo-
gen, Philosophen, Historiker, Juristen 
1942/44 zusammengetan haben, um die 

Denkschrift für die Nachkriesgwirtschaft 
zu entwerfen, haben gute Gründe genannt, 
warum sie Kommunismus auf der einen 
Seite und Kapitalismus auf der anderen 
Seite abgelehnt und einen dritten Weg 
vorgezeichnet haben. Gibt es wirklich kei-
ne Vordenker, die eine Fortschreibung der 
sozialen Marktwirtschaft versuchen mit 
den gegenwärtigen Themen der Globali-
siereung, des virtuellen Geldhandels, des 
Auseinanderdriftens von Reich und Arm? 
Eine neue globale Denkschrift wäre über-
fällig. Nur gegen Kommunismus zu sein 
oder Kapitalismus, ist zu wenig.                             	
	              Werner Schindelin, Würzburg

Altes Trauerspiel
Zum Verbot des Frauenpriestertums,  
aufbruch-online

Erneut hat das kirchliche Lehramt die 
Möglichkeit eines Frauenpriestertums ver-
neint. Das 2000 Jahre alte Trauerspiel um 
das Thema Frau und Amt in der katholi-

schen Kirche geht weiter. Dabei ist die 
lehramtliche Begründung ein Konstrukt, 
das weder durch die Bibel noch durch die 
frühchristliche Tradition begründet wer-
den kann. Alle fortschrittlichen Exegeten 
und Bibelwissenschafterinnen sind sich 
heute einig, dass Jesus Jünger um sich ge-
schart hat, untern denen sich etliche Frau-
en befunden haben, darunter die hervorra-
gendste, Maria aus Magdala, unsere Maria 
Magdalena, welche kürzlich vom Papst zur 
Apostolin erhoben wurde. Auch Paulus 
spricht von Apostolinnen. Und was ge-
schah mit den Aposteln? Nach lehramtli-
cher Lesart begründeten sie die apostoli-
sche Sukzession, anders gesagt, sie waren 
die ersten Bischöfe, wie Petrus der erste 
Papst war. Und die Apostolinnen? Sie wur-
den ganz einfach vergessen oder totge-
schwiegen. Was nicht sein durfte, konnte 
nicht sein. Das Drama Frau und Amt 
nahm ihren Anfang. Konsequenterweise 
müssten nämlich die Apostolinnen die ers-
ten Bischöfinnen sein, und von da zum 
Frauenpriestertum wäre ein kleiner Schritt.  
� Arnold Eichmann, Münchenbuchsee
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In bester Erinnerung bleiben



Eine Erbschaft für den guten Zweck ist 
in der Regel ganz einfach. Die 
häufigsten Fragen zum Thema 
beantwortet Ihnen unser 
Testamentratgeber. Hier finden Sie alle 
notwendigen Informationen zu den 
Möglichkeiten, Ihr persönliches 
Testament zu verfassen und dabei 
gemeinnützige Organisationen zu 
berücksichtigen.


Bestellen Sie den aufbruch-Testamentratgeber gratis unter Tel. 076 317 09 69, 
Mail: abo@aufbruch.ch mit Angabe, ob Sie die digitale oder Print-Version des 
Ratgebers wünschen.

Testament-
ratgeber



63 
aufbruch
Nr. 233 
2018

SCHLUSSBLÜTE

» Die Bibel widerlegt alles,  
was im Kapitalismus für wahr verkauft wird.

Eugen Drewermann, Theologe und Psychoanalytiker
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Aus unserem Blog

«Vademecum» zum Kirchenasyl
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445 Orte, an denen insgesamt 674 Perso-
nen Kirchenasyl gewährt wird, davon 125 
Kindern. 375 Fälle davon betreffen das 
Dublin-Abkommen. In der Schweiz? 
Nein, das sind die Zahlen vom 17. April 
2018 aus Deutschland. In der Schweiz 
dürften allenfalls die Kirchenasylfälle von 
Bern-Belp, Lausanne und Basel bekannt 
sein – oder Luzern. Was auf alle Schweizer 
Fälle zutrifft: die Rechtslage war jeweils 
unklar und die kirchlichen Behörden mit 
der Handhabung des Kirchenasyls uner-
fahren, wenn nicht gar überfordert. Dem 
wollten die katholische Kirche Luzern Ab-
hilfe schaffen, denn vor zwei Jahren wur-
den sie ebenfalls auf dem falschen Fuss er-
wischt. Dazu Nicola Neider Ammann, 
Bereichsleiterin Migration/Integration: 
«Aus Zeitmangel hatten wir einer kurdi-
schen Familie Kirchenasyl gewährt, ohne 
die rechtlichen Belange abgeklärt zu ha-
ben. Und prompt ging die Sache schief, wir 
konnten das Kirchenasyl nicht aufrecht
erhalten.» Das war die Initialzündung, 
grundsätzlich ans Thema Kirchenasyl her-
anzugehen. «Und zwar von unten», betont 
Neider, «denn wenn es konkret wird, sind 
die Mitarbeitenden in den Pfarreien ge-
fragt.» So ist denn das Kernstück des sie-
benseitigen Papiers eine «Checkliste», die 
das Vorgehen im Falle eines Kirchenasyls 
Schritt für Schritt vorgibt. So sollten zuerst 
alle Fakten abgeklärt werden, zum Beispiel, 
ob alle rechtlichen Möglichkeiten ausge-
schöpft wurden, ob die Aussagen der Asyl-

suchenden glaubwürdig sind oder etwa, ob 
bei der Aufnahme eines Asylverfahrens 
überhaupt eine Chance auf Anerkennung 
oder eine zeitlich befristete Aufnahme be-
steht. Weiter müssen die Schutzsuchenden 
über ihre Situation während des Kirchena-
syls aufgeklärt werden. So kommt einem 
Kirchenasyl kein rechtlichen Status zu. 
Dieser Umstand mache die Sache heikel, 
so Neider, denn ob Personen im Kirchena-
syl als «untergetaucht» gelten, auch wenn 
die Behörden informiert sind, werde unter-
schiedlich gehandhabt.

Für die Pfarrei bedeutet ein Kirchenasyl, 
dass nebst den staatlichen auch alle Kir-
chenbehörden ins Verfahren einbezogen 
werden müssen. Die Verantwortung lastet 
indes im Endeffekt auf jener Person, die 
der Pfarrei vorsteht, was konkret bedeutet, 
dass sie bei strafrechtlichen Konsequenzen 
zur Verantwortung gezogen werden kann. 
Punkto Finanzierung des Kirchenasyls 
dürfen keine Mittel aus Kirchensteuern 
verwendet werden, sondern nur aus Kol-
lekten oder von Zuwendungen.

Das neu erarbeitete Papier wurde mit be-
reits bestehenden Richtlinien abgeglichen, 
der Luzerner Grosse Kirchenrat hat es zur 
Kenntnis genommen – unter dem Vorbe-
halt, dass es dem Grundsatzpapier der Rö-
misch-Katholischen Zentralkonferenz nicht 
widerspreche. Die Luzerner Katholiken 
haben vorgesorgt, ganz nach dem leicht ab-
geänderten Sprichwort: Schaue in der Zeit, 
dann weisst Du in der Not.   Franz Osswald
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Ungewöhnlicher Erfolg
Die Luzener Zwitscher-Bar bietet Seelsorge der anderen Art 

Die Zwitscher-Bar im Zentrum der Stadt 
Luzern ist ein Ort der Begegnung und der 
seelsorgerlichen Beratung. Hier verweilen 
sowohl Stammgäste als auch Passanten in 
einem der gemütlich eingerichteten Räu-
me, jetzt im Sommer auch draussen an den 
Tischen. Täglich besuchen durchschnitt-
lich 30 Gäste die Zwitscher-Bar, die unter 
der Woche an fünf Nachmittagen geöffnet 
hat. Viele unterhalten sich oder schwatzen, 
und hin und wieder 
sucht jemand das  
Gespräch mit einem 
der fünf Seelsorgerin-
nen oder Seelsorger, 
die hier ehrenamtlich 
arbeiten. Geführt wird 
die Bar ebenfalls von 
Freiwilligen. Zurzeit 
sind es 25 Gastgebe-
rinnen und Gastge-
ber, die jeweils zu 
zweit pro Schicht ar-
beiten und für einen reibungslosen Betrieb 
sorgen. Gegründet wurde die Zwit-
scher-Bar im Oktober 2012 im Vögeligärt-
li – daher rührt auch ihr Name (miteinan-
der im Gespräch sein, also »zwitschern«).

Die Zwitscher-Bar wird finanziell von 
der katholischen Kirche Stadt Luzern und 
von der reformierten Kirche Luzern getra-
gen. Geführt wird sie vom ökumenischen 
Verein niederschwellige Seelsorge Luzern. Der 
Geschäftsführer Bruno Fluder führt aus, 
dahinter stecke die Idee, eine andere Form 
von Seelsorge anzubieten, die besser zur 
heutigen Lebensform passe. »Mit nieder-
schwelliger Seelsorge ist gemeint, dass die 
Hemmschwelle für ein Gespräch mög-
lichst tief gehalten werden soll. Das Ange-
bot ist ungezwungen, da es in einer locke-
ren Atmosphäre stattfindet.« Diese Idee 
könne im Rahmen einer Café-Bar gut um-
gesetzt werden, da man so relativ einfach 
ins Gespräch komme, führt Bruno Fluder 
aus. Er nennt diese unbefangene Atmo-
sphäre die »Spiritualität der Kaffeetasse«. 
Manchmal ergebe sich aus einer solchen 
Begegnung ein Seelsorgegespräch. Dazu 
brauche es keine Voranmeldung. 

Angesprochen hat Bruno Fluder, der 
die Zwitscher-Bar seit eineinhalb Jahren 
führt, diese neue Form von gelebter christ-
licher Gemeinschaft. Alle Menschen sind 

hier willkommen – egal welcher Kultur sie 
entstammen oder welcher Religion sie an-
gehören. Die Zwitscher-Bar ermöglicht 
damit ein niederschwelliges Seelsorgean-
gebot und ist ein Treffpunkt für die Inte-
gration und den Anschluss an die Gesell-
schaft.

Einsamkeit und Suche nach Lebenssinn 
sind wiederkehrende und zentrale Themen 
in den Seelsorgegesprächen. «Viele Men-

schen holen sich 
nicht gerne Hilfe. Es 
ist heute auch nicht 
mehr aktuell, in der 
Kirche Hilfe zu ho-
len und das konven-
tionelle Seelsorgean-
gebot der Pfarreien 
in Anspruch zu neh-
men», weiss Bruno 
Fluder, der 20 Jahre 
lang als klassischer 

Seelsorger tätig war. 
Der Verein führt eine anonymisierte Sta-

tistik zu den Seelsorgegesprächen. Diese 
zeigt, dass alle Alterskategorien mit Aus-
nahme der unter 30-jährigen und etwas 
mehr Frauen als Männer das Seelsorgean-
gebot in Anspruch nehmen. Allerdings ist 
bei den Männern eine Zunahme gegen-
über dem Vorjahr festzustellen. «Neben 
dem Seelsorgeangebot ist die Begegnung 
in der Bar genauso wichtig», stellt Bruno 
Fluder fest. Diese helfe gegen die Einsam-
keit, von der immer mehr Menschen, auch 
jüngere, betroffen seien. «Die Einsamkeit 
ist eine Folge des Ausscheidens aus der Ar-
beitswelt, von Trennung, Scheidung, 
Krankheit oder eines Verlustes. Deshalb ist 
die Kombination von Bar und Seelsorge 
Kern des Konzeptes. In einer Bar kommen 
die Menschen in Kontakt miteinander und 
erfahren Gemeinschaft.» 

Die Zwitscher-Bar hat sich nach einer 
anfänglichen Durststrecke als seelsorgeri-
sche Anlaufstelle etabliert. Täglich werden 
im Schnitt fünf Seelsorgegespräche ge-
führt. «Neid seitens der gestandenen Kir-
chen gibt es nicht», betont Fluder. Viel-
mehr werde die Zwitscher-Bar von den 
Kirchgemeinden in und um Luzern inzwi-
schen empfohlen, gilt sie doch mittlerwei-
le als Vorzeigeprojekt. � Judith Albisser 
www.zwitscherbar.ch
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Aufgefallen

Zwitscher-Bar. Kombination von Bar und Seelsorge

Katholische Kirchgemeinden 
Derendingen und Luterbach 
 
Die Pfarreien Herz Jesu, Derendingen und 
St. Josef, Luterbach zählen zusammen 
rund 3000 Pfarrei-angehörige und liegen 
im Wasseramt im Kanton Solothurn. 
 

Wir sind zwei lebendige Pfarreien in einer 
aufstrebenden PEP-Region mit guter 
Infrastruktur und offenen engagierten 
Menschen. 
 

Wir suchen per 1. August 2018 oder nach 
Vereinbarung einen / eine 
 

Pastoralassistent / 
Pastoralassistentin 80% - 100% 
 

Wir erwarten: 
 Kompetenz und Freude an 

seelsorgerischen und leitenden 
Tätigkeiten 

 partizipative Persönlichkeit 
 kontaktfreudige Person, die mit 

Menschen verschiedenen Alters 
umgehen kann 

 Verankerung in einem weltoffenen, 
gelebten Glauben 

 

Bei uns finden Sie: 
 eine abwechslungsreiche 

Seelsorgetätigkeit in unseren beiden 
Pfarreien 

 Unterstützung durch kompetente 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

 verschiedene engagierte und gut 
organisierte Vereine 

 Menschen, die das Pfarreileben durch 
ihre ehrenamtliche Tätigkeit 
mitgestalten und tragen 

 ein angenehmes Arbeitsumfeld und 
zeitgemässe Anstellungsbedingungen 

 

Weitere Auskünfte erhalten Sie von: 
Gemeindeleiter Thomas Faas 
tfaas-kath-kirche-luterbach@bluewin.ch, 
032 / 682 21 45 
Martina Köhli-Speiser, Leimackerstrasse 1 
Kirchgemeindepräsidentin, 4552 
Derendingen 
koehli-speiser@bluewin.ch 
Markus Jost, Poststrasse 2 
Kirchgemeindepräsident, 4542 Luterbach 
praesidium@stjosef-luterbach.ch 
 

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung. 
 

Ihre schriftliche Bewerbung richten Sie 
bitte an das Personalamt des Bistums 
Basel, Baselstrasse 58, Postfach, 4501 
Solothurn 
personalamt@bistum-basel.ch. 
 

Eine Kopie des Bewerbungsschreibens 
senden Sie bitte an eines der 
Kirchgemeindepräsidien. 
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